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An die Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH), Kiel: 

A. PRÜFUNGSAUFTRAG 

In der Gesellschafterversammlung am 14. Juni 2024 der  

Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH) 

Kiel 

(im Folgenden auch „Gesellschaft“ oder „NAH.SH“ genannt) 

wurden wir zum Abschlussprüfer für das am 31. Dezember 2024 endende Geschäftsjahr ge-

wählt. 

In Ausführung des uns von dem Aufsichtsratsvorsitzenden erteilten Auftrags haben wir den 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 unter Einbeziehung der Buchführung und den La-

gebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 entspre-

chend § 317 HGB und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Durchführung von Abschlussprü-

fungen geprüft. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die an-

wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Der vorliegende Prüfungsbericht wurde von uns in Übereinstimmung mit den Grundsätzen 

ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 450 n. F. (10.2021)) erstellt. 

Für die Durchführung unseres Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis 

zu Dritten, die diesem Bericht als Anlage beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für 

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften nach dem 

Stand vom 1. Januar 2024 maßgebend. Danach ist unsere Haftung nach Nr. 9 der Allgemei-

nen Auftragsbedingungen begrenzt. Im Verhältnis zu Dritten gelten Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der 

Allgemeinen Auftragsbedingungen. 
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B. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS 

Den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk haben wir wie folgt erteilt: 

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH), Kiel 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH 

(NAH.SH GmbH), Kiel, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- 

und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 

sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-

den – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Nahverkehrsverbund Schleswig-

Holstein GmbH (NAH.SH GmbH) für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. De-

zember 2024 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  

▪ entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-

telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der 

Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 und  

▪ vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 

Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 

dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 

mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-

tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-

schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestä-

tigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 

Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften 

und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anfor-

derungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-

reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-

schluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresab-

schluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 

wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 

Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwen-

dig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 

wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen 

der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-

lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 

Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh-

rung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 

verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Un-

ternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-

ten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 

der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 

wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzli-

chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-

fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 

Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage-

berichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 

ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 

erbringen zu können. 
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Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 

Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 

als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen 

oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 

Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 

mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetz-

lichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 

zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 

in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-

führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 

können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich ange-

sehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 

auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen 

Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus  

▪ identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-

resabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, pla-

nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-

gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-

sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultie-

rende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, 

dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt 

wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 

Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 

Kontrollen beinhalten können. 

▪ erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 

internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen 

Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben. 
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▪ beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-

tern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

▪ ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-

tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-

sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 

die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesent-

liche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazuge-

hörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 

falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-

ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unse-

res Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 

Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä-

tigkeit nicht mehr fortführen kann. 

▪ beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-

schaft vermittelt. 

▪ beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-

zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

▪ führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 

Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten An-

gaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 

nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 

diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-

ben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 

erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zu-

kunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-

fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-

lich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung 

feststellen.“ 
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C. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 

Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen 
Vertreter 

1. Wirtschaftliche Lage und Geschäftsverlauf  

Der Lagebericht der gesetzlichen Vertreter enthält unseres Erachtens folgende wesentlichen 

Aussagen zur wirtschaftlichen Lage und zum Geschäftsverlauf der Gesellschaft: 

Die NAH.SH organisiert im Auftrag des Landes Schleswig-Holstein als Aufgabenträger den 

SPNV. 2024 war der öffentliche Verkehr insgesamt mit mangelnder Qualität durch Herausfor-

derungen im Bereich der Personalverfügbarkeit und einer zunehmend unzuverlässigen Infra-

struktur konfrontiert. Dies ging einher mit steigenden Kosten der Verkehrsunternehmen insbe-

sondere im Bereich Personal und Infrastrukturbau und einer unsicheren Lage im Bereich der 

mittel- bis langfristigen Finanzierung des Infrastrukturbaus sowie der Finanzierung des Be-

triebs im SPNV. Gleichzeitig entwickelte sich die Nachfrage auf den Hauptachsen, insbeson-

dere im SPNV, bedingt durch das Deutschlandticket positiv. 

Auf der Grundlage des Aufgabenübertragungs- und Geschäftsbesorgungsvertrages zwischen 

dem Land Schleswig-Holstein und der NAH.SH werden die vom Land Schleswig-Holstein zu 

finanzierenden Ausgaben durch Einnahmen aus den Regionalisierungsmitteln erstattet. Da-

neben erhält die NAH.SH von jenen Verbundgesellschaftern, die nicht dem hvv angehören, 

einen Beitrag in Höhe von T€ 50,0 brutto. Weitere Erträge erhält die Gesellschaft durch das 

Fahrzeugcontrolling für Unternehmen und die Beratung einzelner Kreise und kreisfreier Städte 

in Fragen des ÖPNV. Für die Durchführung von geförderten Projekten werden Zuwendungen 

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr (BMDV) und des Landes eingenommen. 

Im Geschäftsjahr 2024 sind die Erlöse insgesamt auf € 11,5 Mio. (Vorjahr: € 10,2 Mio.) ange-

stiegen. Des Weiteren sind die Aufwendungen für Gehälter auf € 5,6 Mio. (Vorjahr: € 4,7 Mio.) 

angestiegen. Ursächlich für beide Anstiege sind sowohl die Erhöhung der Mitarbeiterzahl von 

83 Personen im Vorjahr auf 96 Personen als auch die Erhöhung der Zuschüsse im Rahmen 

des Voranschreitens des Projekts „SMILE 24 – Schlei-Mobilität: innovativ, ländlich, emissions-

frei & 24/7“. 

Des Weiteren ist die Bilanzsumme auf € 6,2 Mio. (Vorjahr: € 4,4 Mio.) angestiegen. 

2. Künftige Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken 

Im Zusammenhang mit der Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung der Gesellschaft im 

Lagebericht weisen wir insbesondere auf folgende Kernaussagen hin. Diese basieren vielfach 

auf Annahmen, bei denen wesentliche Beurteilungsspielräume der gesetzlichen Vertreter vor-

handen sind. 
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Partner- und Marktrisiken kommen für die NAH.SH nur in geringem Umfang zur Wirkung, da 

die Aufgabenstellung unabhängig von sonstigen Partnern ausgestaltet wurde und die Gesell-

schaft aufgrund ihres besonderen Gesellschaftszweckes nicht klassisch an einem Markt be-

teiligt ist. Allerdings wäre die NAH.SH direkt von möglichen Etatkürzungen durch das Land 

betroffen. 

Weitere Risiken liegen in einem Ausfall des EDV-Systems. Um etwaigen Risiken in diesem 

Bereich zu begegnen, werden regelmäßig verpflichtende IT-Security-Schulungen mit der ge-

samten Belegschaft durchgeführt. Zusätzlich startete die Gesellschaft zum Ende des Jahres 

2024 mit der Umsetzung der IT-Strategie im Bereich der Informations- und Kommunikations-

technologie. 

Um die Risiken im Personalbereich zu minimieren, konzentriert sich die Geschäftsführung auf 

die Erkennung des Potenzials sowie auf die fachliche und persönliche Qualifizierung. 

Rechtsrisiken werden durch die Verwendung von Musterverträgen, Schulungen (u. a. zu 

Vergabe und Antikorruption), regelmäßige Einzelvertragsprüfungen, laufende Anpassung der 

Vertragsdokumentation und externe juristische Unterstützung weitgehend ausgeschlossen. 

Durch Vertretungsregeln ist gewährleistet, dass auch bei Ausfall einer Person die Arbeit der 

Gesellschaft weitergeführt werden kann. 

Das Liquiditätsrisiko besteht für die NAH.SH darin, keine ausreichende Liquidität vorzuhalten 

und damit nicht in der Lage zu sein, ihren ordnungsgemäßen Zahlungsverpflichtungen fristge-

recht und in vollem Umfang nachzukommen. Das Liquiditätsrisiko wird im Rahmen des Wirt-

schaftsplanes berücksichtigt. 

Chancen existieren insofern nicht, als dass der Gesellschaftsvertrag sowie der Aufgabenüber-

tragungs- und Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein und 

NAH.SH vorsehen, dass Überschüsse an das Land abzuführen sind. Unabhängig davon kann 

der Überschuss erhöht werden oder ein drohendes Defizit reduziert werden, indem bei Dritten 

(vor allem bei den weiteren Gesellschaftern, also den Kreisen und kreisfreien Städten) Auf-

träge akquiriert werden. 

3. Zusammenfassende Feststellung 

Wir stellen aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse fest, dass der Lagebericht 

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Unternehmens vermittelt. In allen wesentli-

chen Belangen steht der Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 

gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend dar. 
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D. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

Gegenstand der Prüfung 

Gegenstand unserer Prüfung waren der nach den deutschen handelsrechtlichen Grundsätzen 

und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags aufgestellte Jahresabschluss 

unter Einbeziehung der Buchführung und der Lagebericht der Gesellschaft. 

Vereinbarungsgemäß wurde unser Auftrag auf die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Ge-

schäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 Haushalts-

grundsätzegesetz (HGrG) ausgedehnt. Weitere Ausführungen dazu finden sich in Ab-

schnitt F.I. sowie in Anlage 7. 

Ergänzend wurden wir beauftragt, in diesen Bericht eine betriebswirtschaftliche Analyse der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft aufzunehmen. Weitere Ausführungen 

dazu finden sich in Abschnitt E.II.3. 

Des Weiteren wurden wir beauftragt, im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses, weiter-

gehende, gesetzlich nicht geforderte Aufgliederungen und Erläuterungen zu einzelnen Posten 

des Jahresabschlusses abzugeben. Weitere Ausführungen dazu finden sich in Anlage 6. 

Zudem wurden wir beauftragt, im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses, den Verwen-

dungsnachweis für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 für die 

Gesellschaft zu prüfen. Weitere Ausführungen dazu finden sich in Abschnitt F.II. sowie in An-

lage 8. 

Abgrenzung der Verantwortlichkeiten 

Wir weisen darauf hin, dass die Geschäftsführung der NAH.SH die Verantwortung für die 

Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht sowie die dazu einge-

richteten internen Kontrollen und die dem Abschlussprüfer gemachten Angaben trägt. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-

lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 

Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh-

rung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 

verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Un-

ternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-

ten entgegenstehen. 

Unsere Aufgabe ist es, auf Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 

über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 

abzugeben. Den Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und 

den bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, in allen wesentlichen 

Belangen den gesetzlichen Vorschriften entspricht und insgesamt ein zutreffendes Bild von 

der Lage der Gesellschaft vermittelt. Dabei haben wir auch geprüft, ob die voraussichtliche 

Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken zutreffend dargestellt ist. 
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Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den Auf-

gaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise Rück-

wirkungen auf den Jahresabschluss oder den Lagebericht ergeben. 

Prüfungsumfang 

Unsere Prüfung erfolgte nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-

prüfer in Deutschland e.V. (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass falsche Dar-

stellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, die sich auf die Darstellung des 

durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-

sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 

Gegenstand unseres Auftrags waren weder die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher 

Tatbestände, wie z.B. Unterschlagungen oder sonstige Untreuehandlungen, noch außerhalb 

der Rechnungslegung begangene Ordnungswidrigkeiten. Gemäß § 317 Abs. 4a HGB hat sich 

eine Abschlussprüfung auch nicht darauf zu erstrecken, ob die Fähigkeit der Gesellschaft zur 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Ge-

schäftsführung zugesichert werden kann. Prüfungsplanung und Prüfungsdurchführung haben 

wir jedoch so angelegt, dass diejenigen Unregelmäßigkeiten, die für die Rechnungslegung 

wesentlich sind, mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt werden. Die gesetzlichen Vertreter 

der Gesellschaft sind für die Einrichtung und Durchsetzung geeigneter Maßnahmen zur Ver-

hinderung bzw. Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten verantwortlich; die Überwachung obliegt 

dem Aufsichtsrat der Gesellschaft, der dabei auch das Risiko der Umgehung von Kontrollmaß-

nahmen berücksichtigt. 

Die Gesellschaft ist nach den Größenmerkmalen des § 267 HGB eine kleine Kapitalgesell-

schaft und daher nicht prüfungspflichtig gemäß §§ 316 ff. HGB. Es handelt sich um eine frei-

willige Jahresabschlussprüfung. Nach dem Gesellschaftsvertrag sind jedoch für die Aufstel-

lung und Prüfung des Jahresabschlusses die Vorschriften des HGB für große Kapitalgesell-

schaften anzuwenden. 

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Glie-

derungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Geschäftsführung sowie die 

Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Ausgangspunkt der Prüfung 

Ausgangspunkt war der von uns geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsver-

merk versehene Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2023. 
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Risikoorientierter Prüfungsansatz 

Auf Basis der von uns festgestellten und beurteilten Fehlerrisiken haben wir ein Risikoprofil für 

die Angaben in der Rechnungslegung erstellt. Zu diesem Zweck haben wir Prüfungshandlun-

gen zur Risikobeurteilung durchgeführt und uns zunächst ein Verständnis von der Gesellschaft 

sowie ihrem wirtschaftlichen und rechtlichen Umfeld verschafft und darauf aufbauend mit den 

Unternehmenszielen und -strategien sowie deren Umsetzung beschäftigt, um die Geschäftsri-

siken zu bestimmen, die zu wesentlichen Fehlern in der Rechnungslegung führen können. 

Ausgehend von Gesprächen mit der Unternehmensleitung und der Einsichtnahme in Organi-

sationsunterlagen der Gesellschaft haben wir uns darüber hinaus nach pflichtgemäßem Er-

messen von der Ausgestaltung der internen Kontrollen ein Verständnis verschafft und beurteilt, 

welche Maßnahmen die Gesellschaft, insbesondere zur Sicherung der Ordnungsmäßigkeit 

und Verlässlichkeit der Rechnungslegung, ergriffen hat, um diese Geschäftsrisiken zu bewäl-

tigen, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der 

Gesellschaft abzugeben. 

Auf Grundlage der Risikobeurteilung wurden daraufhin einzelne Prüffelder identifiziert und ein 

entsprechendes Prüfungsprogramm entwickelt. In diesem Prüfungsprogramm wurden die 

Schwerpunkte der Prüfung und für jedes Prüffeld die Prüfungsziele sowie die Art und der Um-

fang der Prüfungshandlungen festgelegt. Zudem wurden auch die zeitliche Abfolge der Prü-

fung und der Mitarbeitereinsatz geplant. 

Prüfungsschwerpunkte 

Dabei wurden im Berichtsjahr folgende Prüfungsschwerpunkte festgelegt: 

▪ Ordnungsmäßigkeit der Bilanzierung von Transaktionen insbesondere mit dem Land 

Schleswig-Holstein inkl. Nachweis der Umsatzerlöse 

▪ Vollständigkeit des Personalaufwands 

Vorgenommene Prüfungshandlungen 

Wegen der überschaubaren Größe des Unternehmens und der geringen Komplexität der Or-

ganisationsstrukturen und internen Kontrollen haben wir im Wesentlichen aussagebezogene 

Prüfungshandlungen (analytische Prüfungen und Einzelfallprüfungen) durchgeführt, insbeson-

dere: 

▪ Einholen von Bestätigungen der Kreditinstitute 

▪ Einholen von Rechtsanwaltsbestätigungen 

Beim vorliegenden Prüfungsauftrag haben wir auf die Einholung von Saldenbestätigungen für 

Debitoren und Kreditoren verzichtet, da es sich im Wesentlichen um Verbindlichkeiten im Ver-

bundbereich handelt. Zur Erreichung der notwendigen Urteilssicherheit haben wir alternative 

Prüfungshandlungen durchgeführt. 
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Zeitlicher Ablauf und Vollständigkeitserklärung 

Wir haben die Prüfung – im Einklang mit unserer zeitlichen Planung – in den Monaten März 

bis April 2025 durchgeführt.  

Die Geschäftsführung hat uns alle verlangten Aufklärungen und Nachweise erbracht. 

Die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft haben uns in ihrer abgegebenen Vollständigkeits-

erklärung schriftlich versichert, dass die erteilten Aufklärungen und Nachweise vollständig 

sind. Ferner haben sie erklärt, dass alle Geschäftsvorfälle erfasst und im Jahresabschluss und 

Lagebericht wiedergegeben worden sind. 
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E. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR 
RECHNUNGSLEGUNG 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Unsere Prüfung ergab die formelle und materielle Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

entsprechend den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und den übrigen gesetzlichen 

Vorschriften. 

Die Bücher der Gesellschaft sind ordnungsgemäß geführt. Die Belegfunktion ist erfüllt. Die 

Buchführung und die zugehörigen Unterlagen entsprechen nach unseren Feststellungen in 

allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der ergänzenden 

Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags. Die den weiteren geprüften Unterlagen entnomme-

nen Informationen sind in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß in der Buchführung, 

im Jahresabschluss und im Lagebericht abgebildet. 

Die Organisation der Buchführung, die rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollen, der 

Datenfluss und das Belegwesen sind grundsätzlich geeignet, die vollständige, richtige, zeitge-

rechte und geordnete Erfassung und Buchung der Geschäftsvorfälle zu gewährleisten. 

2. Jahresabschluss 

Der von uns geprüfte Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 

31. Dezember 2024 ist in allen wesentlichen Belangen ordnungsmäßig aus den Büchern und 

den zugehörigen Unterlagen der Gesellschaft entwickelt worden. Die Bilanz und die Gewinn- 

und Verlustrechnung sind in allen wesentlichen Belangen nach den deutschen handelsrecht-

lichen Vorschriften über die Rechnungslegung von Kapitalgesellschaften einschließlich der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und der ergänzenden Bestimmungen des Gesell-

schaftsvertrags aufgestellt. 

Die Eröffnungsbilanzwerte wurden ordnungsgemäß aus dem Vorjahresabschluss übernom-

men. Die gesetzlichen Vorschriften zu Ansatz, Ausweis und Bewertung sind in allen wesentli-

chen Belangen beachtet worden. 

Der Anhang enthält die erforderlichen Erläuterungen der Bilanz und der Gewinn- und Verlust-

rechnung sowie die sonstigen Pflichtangaben. 

3. Lagebericht 

Der von uns geprüfte Lagebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. De-

zember 2024 entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften. 
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II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Nach unserer pflichtgemäß durchgeführten Prüfung sind wir der Überzeugung, dass der Jah-

resabschluss insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage der Gesellschaft vermittelt.  

2. Bewertungsgrundlagen 

Die Angaben zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind im Anhang 

der Gesellschaft (Anlage 3) enthalten. 

Änderungen in den Bewertungsgrundlagen (Ausübung von Bilanzierungs- und Bewertungs-

wahlrechten sowie Ausnutzung von Ermessensspielräumen) oder sachverhaltsgestaltende 

Maßnahmen mit wesentlichem Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-

sellschaft haben wir im Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt. 

3. Aufgliederungen und Erläuterungen  

Ertragslage 

Eine Gegenüberstellung der zusammengefassten Gewinn- und Verlustrechnungen für die letz-

ten beiden Geschäftsjahre zeigt folgende Struktur und Veränderung der Ertragslage: 

  

T€ % T€ % T€

Erlöse aus Zuschüssen 10.576 86,9 9.465 87,9 1.111

Sonstige Umsatzerlöse 952 7,8 698 6,5 254

Übrige betriebliche Erträge 637 5,2 610 5,7 27

Gesamtleistung 12.164 100,0 10.773 100,0 1.391

Materialaufwand -2.217 -18,2 -1.370 -12,7 -846

Personalaufwand -6.861 -56,4 -5.831 -54,1 -1.030

Abschreibungen -263 -2,2 -320 -3,0 57

Übrige betriebliche Aufwendungen -2.839 -23,3 -3.139 -29,1 300

Betriebliche Aufwendungen -12.180 -100,1 -10.661 -99,0 -1.520

Betriebsergebnis -16 -0,1 112 1,0 -128

Finanzergebnis 16 0,1 -72 -0,7 88

Ergebnis vor Ertragsteuern 1 0,0 40 0,4 -39

Ertragsteuern -1 0,0 -40 -0,4 38

Jahresüberschuss 0 0,0 0 0,0 0

2024 2023 Ergebnis-

verän-

derung
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Der Anstieg der Erlöse aus Zuschüssen resultierte u. a. aus erhöhten Zuschüssen durch das 

Land Schleswig-Holstein, die für den Ausgleich von Aufwendungen gezahlt worden sind. Die 

erhöhten Aufwendungen resultieren aus einer Erweiterung der Aufgaben, die durch die 

NAH.SH im Zusammenhang mit den neuen Anforderungen an die Verkehrswende und den 

Klimaschutz sowie den speziellen Anforderungen aufgrund des Deutschlandtickets übernom-

men werden. Die Zuschüsse des Landes werden ergänzt um Fördermittel des Landes und des 

BMDV für das Projekt SMILE 24, die im Berichtsjahr ebenfalls angestiegen sind. 

Der Anstieg des Personalaufwands resultiert vor allem aus einer auf 96 Mitarbeiter*innen 

gestiegenen durchschnittlichen Anzahl von Mitarbeiter*innen (Vorjahr: 83). Der Personalauf-

wand beinhaltet im Berichtsjahr eine Sonderzahlung an die Geschäftsführung in Höhe von 

T€ 26. Hierbei handelt es sich um eine Ausgleichszahlung aufgrund der fehlerhaften Umsatz-

steuererklärungen für die Jahre 2020-2023, die durch die Geschäftsführung persönlich auszu-

gleichen war und durch die Gesellschaft übernommen wurde. 

Die Übrigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten sonstige betriebliche Aufwendungen 

in Höhe von T€ 2.839,1 (Vorjahr: T€ 2.855,3). Zusätzlich bestanden im Vorjahr Aufwendungen 

aus sonstigen Steuern in Höhe von T€ 284,2.  

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen resultieren insbesondere aus Aufwendungen 

aus der Zuführung zum Sonderposten (T€ 601,3; Vorjahr: T€ 889,6) sowie Aufwendungen für 

EDV und Telekommunikation (T€ 655,5; Vorjahr: T€ 580,5). Für weitere Aufgliederungen ver-

weisen wir auf unsere Ausführungen in Anlage 6. 

Die sonstigen Steuern des Vorjahres resultierten vollständig aus der Berichtigung von Um-
satzsteuererklärungen für die Veranlagungszeiträume 2013 bis 2023.  
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Vermögenslage 

Zur Beurteilung der Vermögenslage und ihrer Veränderung werden die Bilanzen der letzten 

beiden Geschäftsjahre in verdichteter Form gegenübergestellt.  

 

Die Bilanzsumme ist im Berichtsjahr um rd. 38 % auf T€ 6.151 angestiegen. Auf der Aktivseite 

ist diese Entwicklung insbesondere auf den Anstieg der Flüssigen Mittel von T€ 2.073 im 

Vorjahr auf T€ 3.938 zurückzuführen. Hintergrund sind vor allem Zugänge im Rahmen von 

Fördermittelprojekten. 

Des Weiteren sind die Sonstigen Vermögensgegenstände um T€ 98 auf T€ 724 (Vorjahr: 

T€ 822) gesunken. Ursächlich dafür ist der Ausgleich der Forderungen für Fördermittel aus 

dem Projekt „SMILE24“, die im Vorjahr in Höhe von T€ 430 ausgewiesen worden sind. 

Verände-

rung

T€ % T€ % T€

A k t i v a

Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände 17 0,3 61 1,4 -44

Sachanlagen 1.240 20,2 1.161 26,1 79

Finanzanlagen 1 0,0 1 0,0 0

1.258 20,4 1.223 27,5 35

Umlaufvermögen/RAP

Forderungen

     aus Lieferungen und Leistungen 0 0,0 232 5,2 -232

     gegen Gesellschafter 109 1,8 0 0,0 109

Flüssige Mittel 3.938 64,0 2.073 46,6 1.865

Übrige Aktiva (inkl. RAP) 846 13,8 917 20,6 -71

4.893 79,5 3.222 72,5 1.671

6.151 100,0 4.445 100,0 1.70626 26

P a s s i v a

Eigenkapital 26 0,4 26 0,6 0

Fremdkapital

Sonderposten für Investitions-

zuschüsse und Dauerschuld-

verhältnisse 1.380 22,4 1.317 29,6 62

Rückstellungen 344 5,6 382 8,6 -38

Verbindlichkeiten

     aus Lieferungen und Leistungen 516 8,4 345 7,8 171

     gegenüber Gesellschaftern 2.241 36,4 1.159 26,1 1.082

Sonstige Verbindlichkeiten 1.644 26,7 369 8,3 1.275

Passiver Rechnungsabgrenzungsposten 0 0,0 846 19,0 -846

6.125 99,6 4.419 99,4 1.706

6.151 100,0 4.445 100,0 1.706

2024 2023
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Dem gegenüber stehen auf der Passivseite vor allem die Anstiege der Verbindlichkeiten ge-

genüber Gesellschaftern sowie der Sonstigen Verbindlichkeiten.  

Der Anstieg der Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern resultiert vor allem aus der 

erhöhten unterjährigen Überzahlung des Finanzierungszuschusses durch das Land Schles-

wig-Holstein.  

Der Anstieg der sonstigen Verbindlichkeiten resultiert insbesondere aus Rückzahlungsver-

pflichtungen im Rahmen des Fördermittelprojekts SMILE 24 in Höhe von T€ 1.459, da die 

abgerufenen Fördermittel im Jahr 2024 nicht vollständig ausgegeben werden konnten. 

Der passive Rechnungsabgrenzungsposten des Vorjahres resultierte vollständig aus einer 

ersten Abschlagszahlung des Landes Schleswig-Holstein auf den Finanzierungszuschuss 

2024. Für das Geschäftsjahr 2025 erfolgten keine Vorauszahlungen im Kalenderjahr 2024. 

 

Finanzlage 

Die nachstehende Kapitalflussrechnung zeigt Herkunft und Verwendung der Finanzierungs-

mittel und wird in Anlehnung an den Deutschen Rechnungslegungs Standard Nr. 21 (DRS 21) 

dargestellt. 

  

Der Finanzmittelfonds besteht vollständig aus Bankguthaben in Höhe von T€ 3.938. 

  

2024 2023

T€ T€

Jahresergebnis 0 0

+/- Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des 

Anlagevermögens 263 320

+/- Zunahme/Abnahme der Rückstellungen -38 197

+/- Sonstige zahlungswirksame Aufwendungen/Erträge 62 324

-/+ Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferun-

gen und Leistungen sowie anderer Aktiva, die nicht der 

Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 193 -261

+/- Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und

Leistungen sowie anderer Passiva die nicht der 

Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 1.682 131

= Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 2.163 711

- Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle 

Anlagevermögen 0 -29

- Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -298 -652

= Cashflow aus der Investitionstätigkeit -298 -681

Zahlungswirksame Veränderungen der Finanzmittelfonds 1.865 30

+ Finanzmittelbestand am Anfang der Periode 2.073 2.043

= Finanzmittelbestand am Ende der Periode 3.938 2.073
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F. BERICHTERSTATTUNG ÜBER DIE ERWEITERUNG DES 
PRÜFUNGSAUFTRAGS 

I. Feststellungen zur Prüfung gemäß § 53 HGrG 

1. Durchführung der Prüfung 

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 

HGrG und die vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) gegebenen Emp-

fehlungen des Prüfungsstandards „Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprü-

fung nach § 53 HGrG“ (IDW PS 720) beachtet. 

Dementsprechend haben wir die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung sowie die wirt-

schaftlichen Verhältnisse geprüft. Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

bezieht sich darauf, ob die Geschäfte mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung 

mit den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften und den Bestimmungen des Gesellschafts-

vertrags geführt worden sind. Die im Gesetz und in dem IDW Prüfungsstandard IDW PS 720 

geforderten Angaben zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirt-

schaftlichen Verhältnisse haben wir in Anlage 7 zusammengestellt. 

2. Prüfungsergebnis 

Nach unserem Ermessen wurden die Geschäfte mit der erforderlichen Sorgfalt und in Über-

einstimmung mit den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften, den Bestimmungen des Gesell-

schaftsvertrags und der Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung geführt. Unsere Prü-

fung hat keine Anhaltspunkte ergeben, die nach unserer Auffassung Zweifel an der Ordnungs-

mäßigkeit der Geschäftsführung begründen könnten. Ferner hat die Prüfung der wirtschaftli-

chen Verhältnisse nach unserem Ermessen keinen Anlass zu wesentlichen Beanstandungen 

ergeben. 
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II. Verwendung öffentlicher Mittel 

Der Aufsichtsratsvorsitzende hat uns beauftragt zu prüfen, ob die von dem Land Schleswig-

Holstein zur Verfügung gestellten Zuwendungsmittel von der NAH.SH zweckentsprechend, 

wirtschaftlich und sparsam verwendet worden sind. Die von der Gesellschaft vereinnahmten 

Zuschüsse sind in Anlage 8 zu diesem Bericht dargestellt. 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung haben wir die Verwendung der öffentlichen Mittel in 

Stichproben untersucht.  

Als Ergebnis stellen wir fest, dass die im Laufe des Geschäftsjahres 2024 abgeforderten Mittel 

des Landes Schleswig-Holstein entsprechend ihrem Zweck verwendet worden sind. Hinsicht-

lich der Wirtschaftlichkeit und des sparsamen Mitteleinsatzes verweisen wir auf unsere zu § 53 

HGrG getroffenen Feststellungen zur Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung (z. B. Aus-

schreibungsverfahren, Vergaberichtlinien, Planungs-, Berichts- und Kontrollsysteme). Eine 

darüber hinausgehende Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der Mittelverwendung im Sinne ei-

ner Einschätzung der technischen Ausgestaltung (z. B. Materialqualität, Bauausführung, tech-

nische Lösung) der durchgeführten Maßnahmen vor dem Hintergrund von alternativen Ange-

botspreisen war nicht Gegenstand unseres Prüfungsauftrages. 

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die von dem 

Land Schleswig-Holstein zur Verfügung gestellten Mittel nicht wirtschaftlich und sparsam ver-

wendet wurden. 

  



Forvis Mazars GmbH & Co. KG 

Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH) | Prüfungsbericht  

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 und Lagebericht 

 137193 | 19 

G. SCHLUSSBEMERKUNG 

Bei Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und des Lageberichts der Nah-

verkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH), Kiel, für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 in einer von der als Anlage zu diesem Bericht 

beigefügten, bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf es unserer erneuten Stellung-

nahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen 

wird; auf § 328 HGB wird hingewiesen. 

Hamburg, 23. Mai 2025 

Forvis Mazars GmbH & Co. KG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

Hajo Hauschildt Dr. Joachim Dannenbaum 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 



ANLAGEN



A K T I V A P A S S I V A

31.12.2024 31.12.2023 31.12.2024 31.12.2023

€ € € €

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Gezeichnetes Kapital 26.010,00 26.010,00

II. Jahresüberschuss 0,00 0,00

Entgeltlich erworbene gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte 26.010,00 26.010,00

und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 16.832,00 60.877,00

B. Sonderposten

II. Sachanlagen

1. Sonderposten für Investitionszuschüsse 1.257.355,00 1.222.369,00

Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.239.548,00 1.160.517,00 2. Sonderposten für Dauerschuldverhältnisse 122.396,30 95.017,38

1.379.751,30 1.317.386,38

III. Finanzanlagen

C. Rückstellungen

Beteiligungen 975,00 975,00

1. Steuerrückstellungen 37.070,00 37.070,00

1.257.355,00 1.222.369,00 2. sonstige Rückstellungen 307.180,00 345.400,00

344.250,00 382.470,00

B. Umlaufvermögen

D. Verbindlichkeiten

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 516.200,53 344.766,76

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 0,00 231.856,97 - davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr:

2. Forderungen gegen Gesellschafter 108.690,03 0,00 € 516.200,53 (Vorjahr: € 344.766,76)

3. Sonstige Vermögensgegenstände 724.337,37 822.444,77 2. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 2.240.775,48 1.159.141,05

833.027,40 1.054.301,74 - davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: 

€ 2.240.775,48 (Vorjahr: € 1.159.141,05)

II. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 3.938.082,00 2.072.967,76 3. sonstige Verbindlichkeiten 1.643.873,39 368.739,67

4.771.109,40 3.127.269,50 - davon aus Steuern € 80.756,55 (Vorjahr: € 338.817,72)

- davon im Rahmen der sozialen Sicherheit:

C. Rechnungsabgrenzungsposten 122.396,30 95.017,38 € 5.089,62 (Vorjahr: € 0,00)

- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: 

€ 1.643.873,39 (Vorjahr: € 368.739,67)

4.400.849,40 1.872.647,48

E. Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 846.142,02

6.150.860,70 4.444.655,88 6.150.860,70 4.444.655,88

Anlage 1

Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH), Kiel

Bilanz zum 31.12.2024



Anlage 2

Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH), Kiel

Gewinn- und Verlustrechnung
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024

2023
€ € €

1. Erlöse aus Zuschüssen 10.576.102,96 9.465.187,40

2. Sonstige Umsatzerlöse 951.636,92 697.795,51

11.527.739,88 10.162.982,91

3. Sonstige betriebliche Erträge 636.709,90 609.984,06

4. Materialaufwand
Aufwendungen für bezogene Leistungen -2.216.770,77 -1.370.421,68

5. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter -5.552.055,90 -4.670.283,21
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung 
     und für Unterstützung -1.309.154,86

-1.160.529,94

   - davon für Altersversorgung: € 288.645,06 (Vorjahr: € 260.003,99)
-6.861.210,76 -5.830.813,15

6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen -263.363,84 -320.270,73

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen -2.839.058,17 -2.855.347,06

8. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 18.211,00 0,00

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -1.723,57 -72.314,74

10. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -533,67 -39.586,49

11. Ergebnis nach Steuern 0,00 284.213,12

12. Sonstige Steuern 0,00 -284.213,12

13. Jahresüberschuss 0,00 0,00

 

2024
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Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH)  
Kiel  
 
Anhang für das Geschäftsjahr 2024  
I. Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss  
Die Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH hat ihren Sitz in Kiel und ist im 
Handelsregister beim Amtsgericht Kiel unter der Nummer HRB 4226 eingetragen.   
Der Jahresabschluss zum 31.12.2024 ist nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und den Vorschriften des GmbHG aufgestellt.  
Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine Kapitalgesellschaft, auf die nach § 267 
HGB die Rechnungslegungsvorschriften einer kleinen Kapitalgesellschaft 
anzuwenden sind. Allerdings hat die Gesellschaft den Jahresabschluss nach § 20 
Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages in entsprechender Anwendung der Vorschriften für 
große Kapitalgesellschaften aufzustellen und prüfen zu lassen.  
Die Gliederung der Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung wurde gemäß §§ 266 
und 275 HGB vorgenommen und zwecks besserer Darstellung der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage um die Bilanzposten "Forderungen gegen Gesellschafter", 
"Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern" sowie um den Posten „Erlöse aus 
Zuschüssen“ erweitert, um den Besonderheiten der Tätigkeit der Gesellschaft im 
ÖPNV Rechnung zu tragen. Der Posten "Umsatzerlöse" nach § 275 HGB wurde 
demnach in "Sonstige Umsatzerlöse" umbenannt.  
II. Angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden  
Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren gegliedert. 
Die im Jahresabschluss für das vorangegangene Geschäftsjahr angewendeten 
Bewertungsmethoden wurden unverändert beibehalten (§ 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB) und 
werden nachfolgend in der Reihenfolge der bilanzierten Bilanzposten gemäß § 266 
HGB erläutert.  
III. Angaben zur Bilanz  
1. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen, Finanzanlagen  
Die Bewertung erfolgt zu Anschaffungskosten, bei abnutzbaren 
Vermögensgegenständen vermindert um planmäßige Abschreibungen.   
Die Abschreibungen wurden unter Berücksichtigung der jeweiligen Nutzungsdauer 
linear über 3 bis 33 Jahre vorgenommen.  
Vermögensgegenstände mit Anschaffungskosten von mehr als EUR 250,00 netto bis 
EUR 800,00 netto werden im Jahr der Anschaffung sofort in voller Höhe 
abgeschrieben.  
Es bestand zu Beginn und zum Ende des Geschäftsjahres eine 
Minderheitenbeteiligung an der Deutschlandtarifverbund-GmbH (DTVG), Frankfurt 
am Main mit 1.352 von 100.000 Stimmen und einem Wert von EUR 975.  
Das entspricht einem Anteil von 1,77 % am Stammkapital der Gesellschaft (gesamt 
EUR 54.975).  
2. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände  
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Die Bewertung erfolgte zum Nennwert.  

Die Forderungen gegen Gesellschafter sind wie im Vorjahr in voller Höhe zugleich 
solche aus Lieferungen und Leistungen.  
3. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten  

Die Bewertung erfolgte zum Nennwert.  

4. Sonderposten  
a) Sonderposten für Investitionszuschüsse  
Die erhaltenen Zuschüsse für Investitionen in das Anlagevermögen und damit im 
Zusammenhang stehender langfristiger Aufwendungen seitens der öffentlichen Hand 
werden als Sonderposten für Investitionszuschüsse auf der Passivseite der Bilanz 
gesondert ausgewiesen. Bei Erfüllung der Bedingungen für den Zuschuss werden 
sowohl Erlöse aus Zuschüssen als auch sonstige betriebliche Aufwendungen aus der 
Zuführung zum Sonderposten erfasst. Die Auflösung des Sonderpostens sowie 
mögliche Abgänge erfolgen spiegelbildlich zur Abschreibung des bezuschussten 
Anlagevermögens linear über dessen betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer.  
b) Sonderposten für Dauerschuldverhältnisse  
Es wird ein Sonderposten für Dauerschuldverhältnisse ausgewiesen. Dieser betrifft 
langfristige Vertragsverhältnisse, die über das Ende des Geschäftsjahres 
hinausgehen. Sie werden korrespondierend zum aktiven Rechnungsabgrenzungs-
posten aufgelöst.  
5. Rückstellungen  
Rückstellungen sind in Höhe des Erfüllungsbetrages angesetzt, der nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung erforderlich ist.  
Sonstige Rückstellungen: Es handelt sich im Wesentlichen um Rückstellungen für 
nicht genommenen Urlaub (T€ 150,5), strittige Rückforderungen von Fördermitteln 
des BMDV für zwei abgeschlossene Projekte (T€ 67,7), zwei ausstehende 
Rechnungen von Dienstleistern (T€ 35,0) und für die Archivierung von 
Geschäftsunterlagen (T€ 31,7). 
6. Verbindlichkeiten  
Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag passiviert.  
Die Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern sind wie im Vorjahr in voller Höhe 
zugleich solche aus Lieferungen und Leistungen. 
IV. Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung 
1. Umsatzerlöse  
Die Umsatzerlöse des Geschäftsjahres setzen sich aus Aufwandszuschüssen der 
öffentlichen Hand für die Tätigkeit im Öffentlichen Verkehr (Posten Nr. 1 der Gewinn- 
und Verlustrechnung) sowie sonstigen Umsatzerlösen (Posten Nr. 2 der Gewinn- und 
Verlustrechnung) zusammen.  
2. Sonstige betriebliche Erträge  
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Erträge aus der Auflösung von Sonderposten für Investitionszuschüsse sind in Höhe 
von T€ 263,4 (Vorjahr: T€ 320,3) enthalten.  
Erträge aus der Auflösung von Sonderposten für Dauerschuldverhältnisse sind in 
Höhe von T€ 275,6 (Vorjahr: T€ 245,4) enthalten.  
3. Sonstige betriebliche Aufwendungen 
In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind periodenfremde Aufwendungen 
für die unter III.5. genannten strittigen Rückforderungen von Fördermitteln in Höhe 
von T€ 67,7 enthalten (Vorjahr: keine).  
4. Honorar des Abschlussprüfers  
Im Jahresabschluss sind Honorare des Abschlussprüfers für Abschlussprüfung mit T€ 
6,8 enthalten.  
V. Sonstige Angaben 
1. Organmitglieder Geschäftsführung:  

Dr. Arne Beck  
Der ausgeübte Beruf des Geschäftsführers i. S. v § 285 Nr. 10 HGB entspricht der 
Organbezeichnung.  
Aufsichtsrat:  
Mitglieder des Aufsichtsrates sind:  
• Für das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus 
des Landes Schleswig-Holstein: Herr Staatssekretär Tobias von der Heide 
(Vorsitzender).  
• Für die kreisfreien Städte: Herr Oberbürgermeister Dr. Ulf Kämpfer, Landeshaupt-
stadt Kiel, stellvertretender Vorsitzender.  
• Für die Kreise als Aufgabenträger für den übrigen öffentlichen Personenverkehr: 
bis Mai 2024 Herr Landrat Stefan Mohrdieck, Kreis Dithmarschen, seit Juni 2024 Herr 
Landrat Björn Demmin, Kreis Plön.  
• Für das Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein: Frau Jantje-Gesine 
Schmidt, Beteiligungsverwaltung.  
Folgende Personen wurden als Vertretungsmitglieder des Aufsichtsrates entsandt:  
• Herr Michael Pirschel, Ministerium Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und 
Tourismus des Landes Schleswig-Holstein für Herrn Tobias von der Heide.  
• Frau Stadtpräsidentin Anna-Katharina Schättiger, Stadt Neumünster für Herrn Dr. 
Ulf Kämpfer.   
• Herr Carsten Schreiber, stellvertretender Geschäftsführer, Schleswig-
Holsteinischer Landkreistag für Herrn Stefan Mohrdieck, bzw. für Herrn Björn 
Demmin. 
• Frau Katrin Lutz, Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein für Frau 
Jantje-Gesine Schmidt.  
Nicht stimmberechtigte Mitglieder des Aufsichtsrates sind:  
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• Für den Städteverband Schleswig-Holstein: Herr Marc Ziertmann, 
Geschäftsführer. 
• Für den Schleswig-Holsteinischen Gemeindetag: Herr Jörg Bülow, 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied.  
Gäste des Aufsichtsrates sind:  
• Für den Schleswig-Holsteinischen Landkreistag: Herr Dr. Sönke E. Schulz, 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied.  
• Für die hvv Hamburger Verkehrsverbund Gesellschaft mbH: Frau Anna-Theresa 
Korbutt, Geschäftsführerin.  
2. Bezüge  
Im Berichtsjahr betrugen die Bezüge der Geschäftsführung T€ 197,1. Die Bezüge 
bestehen aus der letztmaligen Nachzahlung eines variablen Anteils aus dem Vorjahr 
in Höhe von T€ 16,7, einem festen Betrag für 2024 in Höhe von T€ 170,0 und einem 
geldwerten Vorteil aus der Kfz-Gestellung in Höhe von T€ 10,4. Zusätzlich hat die 
Geschäftsführung im Geschäftsjahr eine Sonderzahlung in Höhe von T€ 26,2 
erhalten. Diese beinhaltet ausschließlich eine Ausgleichszahlung im Zusammenhang 
mit den fehlerhaften Umsatzsteuererklärungen der Jahre 2020-2023, die durch die 
Geschäftsführung persönlich auszugleichen war und durch die Gesellschaft 
übernommen wurde. 
3. Beschäftigte  
Die Anzahl der Beschäftigten und die mit Vollzeitäquivalenten berechneten besetzten 
Stellen entwickelten sich wie folgt:  

 Anzahl Anzahl Anzahl 

 2024 2023 2022 
Gesamtanzahl (Personen) 96 83  73  

   davon Frauen  48 41  38  
   davon Männer  48 42  35  

   davon Divers  0 0  0  

Auszubildende  3 2  3  

Teilzeitbeschäftigte  24 18  18  

Vollzeitäquivalente (38,7h/W)  86,7 78,1  66,4  

 
Der Wert 86,7 VZÄ bezieht sich auf die tariflich vereinbarte 38,7-Std.-Woche. Für 
einen übergreifenden Vergleich entspräche das bei einer 40-Std.-Woche einem VZÄ 
von 83,9. Die Statistik ist eine Durchschnittsberechnung und berücksichtigt 
Geschäftsführer und Auszubildende, aber nicht die Werkstudierenden. Diese 
Zählweise ist für die Statistik der Beteiligungsverwaltung des Landes Schleswig-
Holstein erforderlich.  
Bei Anwendung der gesetzlichen Zählweise gemäß § 285 Nr. 7 i. V. m. § 267 (5) HGB 
werden Werkstudenten berücksichtigt, aber Geschäftsführer und Auszubildende 
ausgeschlossen. Auf dieser Basis ergibt sich im Berichtsjahr eine durchschnittliche 
Anzahl von beschäftigten Personen von 111 (2023: 96, 2022: 81).  





Anlage zum Anhang

Anschaffungs- und Herstellungskosten Kumulierte Abschreibungen Restbuchwerte
Stand am Zugänge Abgänge Stand am Stand am Zugänge Abgänge Stand am Stand am Stand am
1.1.2024 31.12.2024 1.1.2024 31.12.2024 31.12.2024 31.12.2023

€ € € € € € € € € €
I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten und Werten 523.429,21 0,00 0,00 523.429,21 462.552,21 44.045,00 0,00 506.597,21 16.832,00 60.877,00

523.429,21 0,00 0,00 523.429,21 462.552,21 44.045,00 0,00 506.597,21 16.832,00 60.877,00
II. Sachanlagen

Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.615.806,17 298.354,84 34.300,24 1.879.860,77 455.289,17 219.318,84 34.295,24 640.312,77 1.239.548,00 1.160.517,00
1.615.806,17 298.354,84 34.300,24 1.879.860,77 455.289,17 219.318,84 34.295,24 640.312,77 1.239.548,00 1.160.517,00

III. Finanzanlagen
Beteiligungen 975,00 0,00 0,00 975,00 0,00 0,00 0,00 0,00 975,00 975,00

975,00 0,00 0,00 975,00 0,00 0,00 0,00 0,00 975,00 975,00

Summe Anlagevermögen 2.140.210,38 298.354,84 34.300,24 2.404.264,98 917.841,38 263.363,84 34.295,24 1.146.909,98 1.257.355,00 1.222.369,00

Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH), Kiel

Entwicklung des Anlagevermögens zum 31. Dezember 2024
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 Lagebericht 2024 NAH.SH GmbH  

  

  

LAGEBERICHT DER NAH.SH GMBH, KIEL, FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR VOM  
1. JANUAR 2024 BIS ZUM 31. DEZEMBER 2024  

  

A. GRUNDLAGEN DER GESELLSCHAFT  

Die Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH) mit Sitz in Kiel 
ist zuständig für die Koordination und die nachhaltige Weiterentwicklung der 
öffentlichen Mobilität für Schleswig-Holstein sowie die Planung, die Organisation und 
die Abwicklung des öffentlichen Personennahverkehrs in Schleswig-Holstein. Hierzu 
gehören u. a. die Themenbereiche Angebot, Tarif, Vertrieb und Kommunikation wie 
auch zugehörige Unterstützungsfunktionen z. B. im Bereich der Bestellung, der 
Finanzierung, der Förderung, der Infrastruktur, der Einnahmeaufteilung, der 
Marktforschung, des Vertrags- und Projekt-Controllings, des Betriebs-, Erlös-, 
Daten- , Vertrags-, Projekt-, Chancen-/Risiko- und Gremienmanagements und der 
Interessenvertretung. Die Gesellschaft wirkt gemeinsam mit ihren Gesellschaftern auf 
eine einheitlich gesteuerte Kommunikation des ÖPNV in Schleswig-Holstein hin. Sie 
kann in den o. a. Themenbereichen Kooperationen eingehen und operative 
Dienstleistungen für ihre Gesellschafter und weitere Akteure des öffentlichen 
Personenverkehrs übernehmen. 

 

B. WIRTSCHAFTSBERICHT  

1. Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene Rahmenbedingungen  

2024 war der öffentliche Verkehr insgesamt mit mangelnder Qualität durch 
Herausforderungen im Bereich der Personalverfügbarkeit und einer zunehmend 
unzuverlässigen Infrastruktur konfrontiert. Dies ging einher mit steigenden Kosten der 
Verkehrsunternehmen insbesondere im Bereich Personal und Infrastrukturbau und 
einer unsicheren Lage im Bereich der mittel- bis langfristigen Finanzierung des 
Infrastrukturbaus sowie der Finanzierung des Betriebs im SPNV. Gleichzeitig 
entwickelte sich die Nachfrage auf den Hauptachsen, insbesondere im SPNV, bedingt 
durch das Deutschlandticket positiv. 

2. Geschäftsverlauf  

Die Aufgaben, die die NAH.SH für das Land Schleswig-Holstein erfüllt, sind in einem 
Aufgabenübertragungs- und Geschäftsbesorgungsvertrag aufgeführt. Dieser wurde 
zuletzt im Jahr 2023 angepasst. Ergänzende Aufgabenfestlegungen ergeben sich 
durch die zwischen Land Schleswig-Holstein und ÖSPV-
Aufgabenträgergesellschaftern ÖRV, durch Dienstleistungsverträge mit den ÖSPV-
Aufgabenträgergesellschaftern sowie mit Verkehrsunternehmen und aus 
Fördermittelzusagen. 

Die Finanzierung erfolgt dabei im Wesentlichen durch das Land Schleswig-Holstein, 
ergänzt durch Verbundmittel und Einnahmen aus ÖPNV-Beratungen, 
Fahrzeugcontrolling und Zuwendungen zu geförderten Projekten.    
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3. Lage  

3.1. Ertragslage  

Auf der Grundlage des Aufgabenübertragungs- und Geschäftsbesorgungsvertrages 
zwischen dem Land Schleswig-Holstein und der NAH.SH werden die vom Land 
Schleswig-Holstein zu finanzierenden Ausgaben durch Einnahmen aus den 
Regionalisierungsmitteln erstattet. Die Zuschüsse an die NAH.SH sind im 
Haushaltstitel 671-01 des Landeshaushaltsplans EPL 06 ersichtlich:  

https://www.schleswig-
holstein.de/DE/fachinhalte/H/haushalt_landeshaushalt/haushalt_ep_2024?nn=da3ce3a3-
f500-4307-9bc5-aaf8ff8d084e 

Daneben erhält die NAH.SH von jenen Verbundgesellschaftern, die nicht dem hvv 
angehören, einen Beitrag in Höhe von T€ 50,0 brutto. Weitere Erträge erhält die 
Gesellschaft durch das Fahrzeugcontrolling von Unternehmen und die Beratung 
einzelner Kreise und kreisfreier Städte in Fragen des ÖPNV. Für die Durchführung 
von geförderten Projekten werden Zuwendungen des Bundesministeriums für 
Digitales und Verkehr (BMDV) und des Landes eingenommen.  

3.2. Finanzlage  

Rund neun Monate vor Beginn des Haushalts- und Wirtschaftsjahres wird in Höhe der 
vorgenannten Einnahmen, die gleichzeitig auch die Ausgabenhöhe und den 
Finanzbedarf darstellen, eine Haushaltsanmeldung beim MWVATT eingereicht. Im 
letzten Quartal vor Beginn des Wirtschaftsjahres wird ein aktualisierter 
Wirtschaftsplan dem Aufsichtsrat vorgelegt und genehmigt. Da die 
Regionalisierungsmittel untereinander deckungsfähig sind, können kurzfristige 
Mehrbedarfe, etwa durch Nachträge, refinanziert werden. Die Auszahlung erfolgt 
durch das MWVATT in Form von 11 Abschlägen und einer Schlussrechnung. 
Finanzüberschüsse werden als Verbindlichkeiten gegenüber den Gesellschaftern 
bilanziert. Eventuelle Defizite müssten über den Wirtschaftsplan des Folgejahres 
ausgeglichen werden.  

3.3. Vermögenslage  

Das Vermögen stellt sich zum einen in Form von Hard- und Software dar, die in den 
letzten Jahren angeschafft wurde, um den störungsfreien Betrieb zu gewährleisten. 
Zum anderen schlägt sich die wachsende Beschäftigtenzahl in Büro- und 
Geschäftsausstattung nieder, sowie die begonnenen Umbaumaßnahmen in der 
Raiffeisenstraße 1. 

Weiteres nennenswertes Anlage- oder Umlaufvermögen besitzt die NAH.SH 
regelmäßig nicht, da die Leistungen der Gesellschaft nicht materiell produziert oder 
vermarktet werden müssen.  

https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/H/haushalt_landeshaushalt/haushalt_ep_2024?nn=da3ce3a3-f500-4307-9bc5-aaf8ff8d084e
https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/H/haushalt_landeshaushalt/haushalt_ep_2024?nn=da3ce3a3-f500-4307-9bc5-aaf8ff8d084e
https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/H/haushalt_landeshaushalt/haushalt_ep_2024?nn=da3ce3a3-f500-4307-9bc5-aaf8ff8d084e
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Die Abschlagszahlungen sind so terminiert, dass stets ausreichende liquide Mittel 
vorgehalten werden, um Verbindlichkeiten und kommende Gehaltszahlungen 
abzudecken.  

 

3.4. Finanzielle und nichtfinanzielle Leistungsindikatoren  

Indikator 2024 Vorjahr 

Bilanzsumme   6.150,9 T€ 4.444,7 T€ 

Umsatzerlöse (lt. GuV) 11.527,7 T€ 10.163,0 T€ 

Gehälter (lt. GuV, ohne Altersvorsorge) 5.552,1 T€ 4.670,3 T€ 

Anzahl Mitarbeiter*innen (Durchschnitt) 

Davon Frauen 

Davon Männer 

Davon Divers 

96 Personen 

48 Personen 

48 Personen 

0 Personen 

83 Personen 

41 Personen 

42 Personen 

0 Personen 

 

 

C. PROGNOSE-, CHANCEN- UND RISIKOBERICHT  

1. Prognosebericht  

Die Einführung des Deutschlandtickets hat die Fahrgastzahlen im öffentlichen 
Verkehr leicht positiv beeinflusst, trotz weiterhin bestehender erheblicher 
Qualitätsprobleme im SPNV. Für 2025 ist die Finanzierung der Verkehre i.d.R. 
sichergestellt. Durch die Wahl der Bundesregierung im Frühjahr 2025 werden 
nahverkehrspolitische Themen möglicherweise zu einer Neubewertung führen. 

2. Risikobericht  

Die Identifizierung der Unternehmensrisiken erfolgt durch eine Einteilung der Risiken 
in verschiedene Risikofelder. Die Unterteilung gliedert sich in folgender Struktur: 1. 
Operationelle Risiken, 2. Liquiditätsrisiken, 3. Partnerrisiken, 4. Marktrisiken.  

Unter dem Begriff „Operationelle Risiken“ werden direkte oder indirekte Verluste 
verstanden, die durch das Versagen oder die Unangemessenheit von Technologien 
und Personal oder durch externe Einflüsse verursacht werden. Risiken durch das 
Versagen oder die Unangemessenheit von Technologien sind bei der NAH.SH von 
untergeordneter Rolle.  

Für einen Totalausfall der EDV wurden keine finanziellen Rücklagen gebildet; im Falle 
eines Totalausfalls wäre es unvermeidlich, die EDV neu zu beschaffen, da die 
NAH.SH sonst nicht arbeitsfähig wäre. Um etwaigen Risiken in diesem Bereich zu 
begegnen werden regelmäßig verpflichtende IT-Security-Schulungen mit der 
gesamten Belegschaft durchgeführt. Zusätzlich wurde Ende 2024 mit der Umsetzung 
der IT-Strategie im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie 
begonnen.  
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Rechtliche, steuerliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

1. Rechtliche Verhältnisse 

Firma, Sitz 

Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH), Kiel 

Handelsregister 

Amtsgericht Kiel, Abteilung B Nr. 4226; ein Handelsregisterauszug vom 4. März 2025 mit der 

letzten Eintragung vom 11. Mai 2021 hat uns vorgelegen. 

Gesellschaftsvertrag 

vom 4. September 1995, in der letzten Fassung vom 10. Mai 2021 

Gegenstand des Unternehmens 

Gegenstand des Unternehmens ist die Koordination und die nachhaltige Weiterentwicklung 

der öffentlichen Mobilität für Schleswig-Holstein sowie die Planung, die Organisation und die 

Abwicklung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) in Schleswig-Holstein. 

Geschäftsjahr 

Kalenderjahr 

  



Anlage 5/Seite 2 

 

Gezeichnetes Kapital und Gesellschafter 

Das gezeichnete Kapital der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 beträgt € 26.010,00 und 

wird von den folgenden Gesellschaftern übernommen: 

 
Die Stammeinlagen wurden in Geld geleistet und sind in voller Höhe eingezahlt. Durch Be-

schluss vom 8. Oktober 2014 wurde das Stammkapital von € 26.075,89 auf € 26.010,00 her-

abgesetzt. Diese Herabsetzung wurde am 29. Oktober 2015 in das Handelsregister eingetra-

gen. Die Auszahlung erfolgte im Dezember 2015. 

Geschäftsführer 

Sind laut Gesellschaftsvertrag mehrere Geschäftsführer bestellt, wird die Gesellschaft durch 

zwei Geschäftsführer oder einen Geschäftsführer und einen Prokuristen vertreten. Besteht die 

Geschäftsführung nur aus einer Person, so vertritt diese die Gesellschaft allein. 

Mit Wirkung zum 4. September 2020 wurde Herr Dr. Arne Beck als alleiniger und alleinvertre-

tungsberechtigter Geschäftsführer bestellt.  

Prokura 

Mit Beschluss des Aufsichtsrats vom 26. August 2010 wurde Frau Dipl. - Ing. (FH) Petra Coor-

des ab dem 1. Oktober 2010 Prokura für den gesamten Geschäftsbetrieb erteilt. 

  

Stammeinlage Anteil

€ %

Land Schleswig-Holstein 13.005,00 50,0

Kreis Dithmarschen 867,00 3,3

Kreis Herzogtum Lauenburg 867,00 3,3

Kreis Nordfriesland 867,00 3,3

Kreis Ostholstein 867,00 3,3

Kreis Pinneberg 867,00 3,3

Kreis Plön 867,00 3,3

Kreis Rendsburg-Eckernförde 867,00 3,3

Kreis Schleswig-Flensburg 867,00 3,3

Kreis Segeberg 867,00 3,3

Kreis Steinburg 867,00 3,3

Kreis Stormarn 867,00 3,3

Landeshauptstadt Kiel 867,00 3,3

Stadt Flensburg 867,00 3,3

Hansestadt Lübeck 867,00 3,3

Stadt Neumünster 867,00 3,3

26.010,00 100,0
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Aufsichtsrat 

Dem gemäß § 8 des Gesellschaftsvertrages zu bildendenden Aufsichtsrat gehörten zum Bi-

lanzstichtag folgende Personen an: 

Für das Land (MWVATT)     Tobias von der Heide, Staatssekretär 

 Für das Land (FM)      Jantje-Gesine Schmidt, 

         Beteiligungsverwaltung SH 

Für die Kreise       (bis Mai 2024) Stefan Mohrdieck, Landrat  

  (seit Juni 2024) Björn Demmin, Landrat 

Für die kreisfreien Städte     Dr. Ulf Kämpfer, Oberbürgermeister 

 

Vertreter: 

 

Für das Land (MWVATT)     Michael Pirschel, Abteilungsleiter 

Für das Land (FM)      Katrin Lutz, Beteiligungsverwaltung SH 

Für die Kreise       Carsten Schreiber, Stellv. Geschäftsführer 

Schleswig-Holsteinischer Landkreistag  

Für die kreisfreien Städte     Anna-Katharina Schättiger, Stadtpräsidentin 

Stadt Neumünster 

 

Beratende, nicht stimmberechtige Mitglieder: 

 

 Für den Schleswig-Holsteinischen   Jörg Bülow, Geschäftsführendes 

Gemeindetag      Vorstandsmitglied 

 Für den Städteverband Schleswig-   Marc Ziertmann, Geschäftsführer 

Holstein 
 

Gäste: 

 

Für den Schleswig-Holsteinischen  Dr. Sönke E. Schulz, Geschäftsführendes  

Landkreistag     Vorstandsmitglied 

Für die hvv Hamburger     Anna-Theresa Korbutt, Geschäftsführerin 

Verkehrsverbund GmbH 

Der Aufsichtsrat ist zuständig für die Genehmigung des Wirtschaftsplans. Bestimmte Ge-

schäfte bedürfen nach § 14 des Gesellschaftsvertrags der Einwilligung des Aufsichtsrats. 

Beirat 

Nach § 15 des Gesellschaftsvertrags hat die Gesellschaft einen Beirat der Verkehrsunterneh-

men, der sie in Fragen des öffentlichen Personennahverkehrs berät. Dieser Beirat hat im Be-

richtsjahr am 20. März 2024 sowie am 3. Dezember 2024 getagt. 
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Gesellschafterversammlungen 

In der Gesellschafterversammlung am 14. Juni 2024 wurden unter anderem die folgenden 

Beschlüsse gefasst:  

▪ Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023 inkl. Ergebnisverwendung wird festge-

stellt. 

▪ Der Lagebericht 2023 wird zur Kenntnis genommen. 

▪ Die Forvis Mazars GmbH & Co. KG wird zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 

2024 bestellt. 

▪ Dem Aufsichtsrat wird für das Geschäftsjahr 2023 Entlastung erteilt. 

▪ Der Geschäftsführung wird für das Geschäftsjahr 2023 Entlastung erteilt. 

2. Steuerliche Verhältnisse 

Die Gesellschaft ist unbeschränkt körperschaft- und gewerbesteuerpflichtig. Sie ist Unterneh-

mer und erbringt steuerpflichtige Umsätze.  

3. Wichtige Verträge 

Die Gesellschaft hatte mit Wirkung ab 1. April 1998 mit dem Land Schleswig-Holstein einen 

öffentlich-rechtlichen Vertrag abgeschlossen, in dem das Land die Gesellschaft (damals LVS 

Schleswig-Holstein Landesweite Verkehrsservicegesellschaft mbH) mit der Abwicklung von 

Förderungs- und Finanzierungsinstrumenten des ÖPNV beauftragt. Seit 2021 gilt ein neuer 

Gesellschaftsvertrag. Die Aufgaben sind im Einzelnen in § 3 dieses Vertrags aufgeführt. Ein 

Fehlbetrag, soweit er durch die Aufgabenerledigung für den Gesellschafter Land Schleswig-

Holstein entstanden ist, wird von diesem durch einen entsprechenden Zuschuss ausgeglichen. 

Mit Wirkung ab dem 3. April 2023 wurde zwischen dem Land Schleswig-Holstein und der Ge-

sellschaft ein neuer Aufgabenübertragungs- und Geschäftsbesorgungsvertrag geschlossen, 

der das Auftragsverhältnis (alle Aufgaben der Gesellschaft) zwischen dem Land und der Ge-

sellschaft regelt und den vorherigen von 2010 ersetzt. Der Gesellschaft werden die Mittel zur 

selbständigen Bewirtschaftung übertragen, sie wendet insoweit Haushaltsrecht an. 

§ 1 regelt die auf die Gesellschaft übertragenen Aufgaben, § 2 regelt die Beleihung der Ge-

sellschaft, bestimmte Zuwendungen zu bewilligen und zu vollziehen. Nach § 7 stellt das Land 

der Gesellschaft zur Wahrnehmung ihrer allgemeinen Aufgaben auf Grundlage eines geneh-

migten Wirtschaftsplans einen Höchstbetrag an finanziellen Mitteln zur Verfügung. Soweit die 

Gesellschaft Umsätze mit Dritten erwirtschaftet, dürfen diese Umsätze nicht aus den durch 

das Land gewährten Mitteln finanziert werden. Insoweit sind mindestens kostendeckende Ent-

gelte zu erheben. Der Vertrag trat am 3. April 2023 in Kraft und gilt unbefristet. Der Vertrag 

kann jeweils mit einer Frist von 6 Monaten zum Jahresende gekündigt werden. 
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Seit dem 2. Juli 2021 und 26. August 2021 bestehen Mietbürgschaften der Commerzbank 

gegenüber den Vermietern der NAH.SH für die Büroräume im Bahnhof Kiel und in der  

Raiffeisenstraße in Kiel.  
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Aufgliederungen und Erläuterungen der Posten des Jahresab-
schlusses 
 

Erläuterungen zu den einzelnen Posten der 
Bilanz zum 31. Dezember 2024 

A K T I V A 

 

   
Die Entwicklung der Bruttowerte ist aus dem Anlagenspiegel (Anlage 3) ersichtlich. Im Folgen-

den erläutern wir die Zusammensetzung und Entwicklung der Nettobuchwerte.  

 

 

   
 

Zusammensetzung und Entwicklung: 

  
 

 

   
Zusammensetzung und Entwicklung: 

 
 

Die Zugänge des Berichtsjahres resultieren insbesondere aus der Anschaffung neuer IT-

Hardware. 

  

A. Anlagevermögen € 1.257.355,00

31.12.2023 € 1.222.369,00

I. Immaterielle Vermögensgegenstände € 16.832,00

31.12.2023 € 60.877,00

2024

€

Stand am 1.1. 60.877,00

Zugänge 0,00

Abgänge 0,00

Abschreibungen -44.045,00
Stand am 31.12. 16.832,00

II. Sachanlagen € 1.239.548,00

31.12.2023 € 1.160.517,00

2024
€

Stand am 1.1. 1.160.517,00
Zugänge 298.354,84
Abgänge -5,00
Abschreibungen -219.318,84
Stand am 31.12. 1.239.548,00
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Die Finanzanlagen betreffen Beteiligungen an der Deutschlandtarifverbund-GmbH. 
 
 
 

   
 
 

   
 

 

   
 

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen des Vorjahres bestanden vollständig ge-

gen die Stadler Rail Service Deutschland GmbH.  

 

 
 

Die Forderungen des Berichtsjahres bestehen gegenüber den Kreisen Dithmarschen, Osthol-

stein, Rendsburg-Eckernförde, Nordfriesland und Schleswig-Flensburg. 

 

Die Forderungen sind bis zum Zeitpunkt der Prüfung vollständig ausgeglichen worden. 

 

 

 

  

III. Finanzanlagen € 975,00

31.12.2023 € 975,00

B. Umlaufvermögen € 4.771.109,40

31.12.2023 € 3.127.269,50

I. Forderungen und sonstige

Vermögensgegenstände 833.027,40

31.12.2023 € 1.054.301,74

€

1. Forderungen aus Lieferungen

und Leistungen 0,00

31.12.2023 € 231.856,97

€

2. Forderungen gegen Gesellschafter € 108.690,03

31.12.2023 € 0,00
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Zusammensetzung: 

 
 

Die Forderungen aus Umsatzsteuer resultieren im Wesentlichen aus noch offenen Forderun-

gen für abziehbare Vorsteuer. 

 

Die Forderungen aus Fördermitteln des Vorjahres resultierten aus dem Fördermittelprojekt 

„SMILE24 – Schlei-Mobilität: innovativ, ländlich, emissionsfrei & 24/7“. 

 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

  

3. Sonstige Vermögensgegenstände € 724.337,37

31.12.2023 € 822.444,77

31.12.2024 31.12.2023

€ €

Forderungen aus Umsatzsteuer 709.877,88 374.608,18

Vorsteuer im Folgejahr abziehbar 9.668,06 8.137,84

Körperschaftsteuerrückforderungen 1.633,00 0,00

Forderungen aus Gewerbesteuerüberzahlungen 1.620,00 0,00

Forderungen aus Fördermitteln  0,00 429.854,00

Übrige Vermögensgegenstände 1.538,43 9.844,75

724.337,37 822.444,77

II. Kassenbestand und Guthaben bei

Kreditinstituten 3.938.082,00

31.12.2023 € 2.072.967,76

€

1. Kassenbestand € 664,80

31.12.2023 € 1.071,77

2. Guthaben bei Kreditinstituten € 3.937.417,20

31.12.2023 € 2.071.895,99

C. Rechnungsabgrenzungsposten € 122.396,30

31.12.2023 € 95.017,38
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P A S S I V A 

 

  
 

 

  
 

 

  
 

 

 

  
 

Zusammensetzung und Entwicklung: 

 

 
Die Zuführungen in den Sonderposten für Investitionszuschüsse betreffen die Zugänge zum 

Anlagevermögen, die vollständig durch Zuschüsse des MWVATT des Landes Schleswig-Hol-

stein finanziert werden. Die Auflösungen des Sonderpostens entsprechen den gebuchten Ab-

schreibungen zuzüglich der Netto-Anlagenabgänge. Die Zuführungen in den Sonderposten für 

Dauerschuldverhältnisse betreffen Zuschüsse für mehrjährige Dienstverträge. Entsprechend 

der, in Folgejahren für die Verträge anfallenden Aufwendungen, wird der Sonderposten auf-

gelöst. 

 

Die Zuführungen in den Sonderposten werden unter den „Sonstigen betrieblichen Aufwendun-

gen“, die Auflösungen unter den „Sonstigen betrieblichen Erträgen“ ausgewiesen. 

 
  

A. Eigenkapital € 26.010,00

31.12.2023 € 26.010,00

I. Gezeichnetes Kapital € 26.010,00

31.12.2023 € 26.010,00

II. Jahresüberschuss € 0,00

31.12.2023 € 0,00

B. Sonderposten € 1.379.751,30

31.12.2023 € 1.317.386,38

Abgang

€ € € € €

Sonderposten für 

Investitionszuschüsse

Immaterielle 

Vermögensgegenstände 60.877,00 0,00 0,00 -44.045,00 16.832,00

Sachanlagen 1.160.517,00 298.354,84 -5,00 -219.318,84 1.239.548,00

Finanzanlagen 975,00 0,00 0,00 0,00 975,00

1.222.369,00 298.354,84 -5,00 -263.363,84 1.257.355,00

Sonderposten für 

Dauerschuld-

verhältnisse 95.017,38 302.993,54 0,00 -275.614,62 122.396,30

1.317.386,38 601.348,38 -5,00 -538.978,46 1.379.751,30

Stand am 

1.1.2024

Auflösung Stand am 

31.12.2024

Zuführung
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Die Rückstellungen entwickelten sich wie folgt: 

 

 
 

 

  
 

 

  
 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sind bis zum Zeitpunkt der Prüfung na-

hezu vollständig ausgeglichen worden.  

 

 

  
 

 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern sind zum Zeitpunkt der Prüfung noch nicht 

ausgeglichen worden. 
  

C. Rückstellungen € 344.250,00

31.12.2023 € 382.470,00

€ € € € €

Steuerrückstellungen 37.070,00 0,00 0,00 0,00 37.070,00

Urlaub 139.400,00 0,00 0,00 11.100,00 150.500,00

Zinsen aus Umsatz-

steuernachzahlungen 70.600,00 -52.389,00 -18.211,00 0,00 0,00

Ausstehende

Rechnungen 64.800,00 -31.800,00 -33.000,00 35.000,00 35.000,00

Archivierung 50.500,00 0,00 -18.800,00 0,00 31.700,00

Schwerbehinderten-

abgabe 13.300,00 -13.300,00 0,00 15.480,00 15.480,00

Rückforderung 

Fördermittel 0,00 0,00 0,00 67.700,00 67.700,00

Kosten Jahresabschluss 6.800,00 -6.800,00 0,00 6.800,00 6.800,00

Sonstige Rückstellungen 345.400,00 -104.289,00 -70.011,00 136.080,00 307.180,00

382.470,00 -104.289,00 -70.011,00 136.080,00 344.250,00

Stand am 

31.12.2024

AuflösungInanspruch-

nahme

Stand am 

1.1.2024

Zuführung

D. Verbindlichkeiten € 4.400.849,40

31.12.2023 € 1.872.647,48

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und Leistungen € 516.200,53

31.12.2023 € 344.766,76

2. Verbindlichkeiten gegenüber

Gesellschaftern € 2.240.775,48

31.12.2023 € 1.159.141,05
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Zusammensetzung:  

 
 

Die Rückzahlungsverpflichtungen von Fördermitteln resultieren im Wesentlichen aus Förder-

mitteln des Bundes für das Projekt „SMILE24 – Schlei-Mobilität: innovativ, ländlich, emissions-

frei & 24/7“, die in 2024 nicht aufgebraucht worden sind. 

 

Die Verbindlichkeiten aus Umsatzsteuer Vorjahre resultierten in 2023 aus Nachzahlungen für 

die Jahre 2013 bis 2022. Da der Sachverhalt in 2023 abgeschlossen wurde, sind 2024 keine 

Umsatzsteuerverbindlichkeiten für Vorjahre offen. 

 

 

  
 

Der passive Rechnungsabgrenzungsposten resultierte in 2023 vollständig aus einer ersten 

Abschlagszahlung des Landes Schleswig-Holstein auf den Finanzierungszuschuss für das 

Geschäftsjahr 2024. In 2024 wurde hingegen kein Abschlag für 2025 ausgezahlt. 

  

3. Sonstige Verbindlichkeiten € 1.643.873,39

31.12.2023 € 368.739,67

31.12.2024 31.12.2023

€ €

Rückzahlungsverpflichtungen Fördermittel 1.517.629,90 0,00

Verbindlichkeiten aus Lohn- und Kirchensteuer 80.756,55 66.568,53

Umsatzsteuer Vorjahre 0,00 272.249,19

Übrige Verbindlichkeiten 45.486,94 29.921,95

1.643.873,39 368.739,67

E. Rechnungsabgrenzungsposten € 0,00

31.12.2023 € 846.142,02
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Erläuterungen zu den einzelnen Posten der 
Gewinn- und Verlustrechnung 
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024 

 

 

  
 

 

Die Erlöse aus Zuschüssen gliedern sich wie folgt auf: 

 
Die Erlöse durch den Bund betreffen im Wesentlichen Einnahmen im Rahmen des Projektes 

„SMILE 24 – Schlei-Mobilität: innovativ, ländlich, emissionsfrei & 24/7“. Das Projekt wird in den 

Jahren 2023 bis 2025 in einer Verbundpartnerschaft mit den Kreisen Schleswig-Flensburg und 

Rendsburg-Eckernförde durchgeführt. Die Erlöse durch das Land umfassen Zuschüsse auf-

grund des Aufgabenübertragungsvertrags und die Fördermittel für das Projekt SMILE 24. 

 

 

  
 

Die sonstigen Umsatzerlöse setzen sich wie folgt zusammen: 

 

 
 

Die Sonstigen Umsatzerlöse betreffen Einnahmen aus Beratungsleistungen sowie Gebühren 

für Controlling-Aufgaben im Rahmen der Fahrzeugbereitstellung in den Bahnnetzen West, Ost 

und den Akku-Netzen.  

  

1. Erlöse aus Zuschüssen € 10.576.102,96

2023 € 9.465.187,40

2024 2023

€ €

Erlöse aus Zuschüssen

Erlöse durch das Land 8.691.735,31 7.874.178,11

Erlöse durch die Kreise / kreisfreie Städte 420.168,10 420.168,10

Erlöse durch den Bund 1.464.199,55 1.170.841,19

10.576.102,96 9.465.187,40

2. Sonstige Umsatzerlöse € 951.636,92

2023 € 697.795,51

2024 2023

€ €

Erlöse Fahrzeugcontrolling 610.969,30 408.310,27

Erlöse aus Beratungsleistungen 340.667,62 289.485,24
951.636,92 697.795,51
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Die sonstigen betrieblichen Erträge entfallen auf: 

 
 

 

  
 

 

  
 

Zusammensetzung: 

 
Der Anstieg der Aufwendungen aus geförderten Projekten resultiert aus dem Projekt 

„SMILE24 – Schlei-Mobilität: innovativ, ländlich, emissionsfrei & 24/7“, das bis 2025 andauert. 

  

3. Sonstige betriebliche Erträge € 636.709,90

2023 € 609.984,06

2024 2023

€ €

538.983,46 565.676,66

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 52.140,00 440,00

Sachbezüge 19 % USt aus Kfz-Gestellung 17.527,96 18.373,92

Sonstige betriebliche Erträge 28.058,48 25.493,48

636.709,90 609.984,06

Erträge aus der Auflösung von Investitionszuschüssen und 

Dauerschuldverhältnissen (inkl. € 5 Abgang)

4. Materialaufwand € 2.216.770,77

2023 € 1.370.421,68

Aufwendungen für bezogene Leistungen € 2.216.770,77

2023 € 1.370.421,68

2024 2023

€ €

Geförderte Projekte 2.020.503,27 1.094.723,36

Beratungsleistungen ÖPNV 186.078,30 158.367,46

Fremdleistungen Verbundprojekte 10.189,20 117.330,86
2.216.770,77 1.370.421,68
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Zusammensetzung: 

 
 

  
  

 

Zusammensetzung: 

 
 

  

5. Personalaufwand € 6.861.210,76

2023 € 5.830.813,15

a) Löhne und Gehälter € 5.552.055,90

2023 € 4.670.283,21

2024 2023

€ €

Gehälter 5.177.830,60 4.570.217,52

Krankengeldzuschüsse 293.546,59 20.701,07

Veränderung Urlaubsrückstellung 11.100,00 20.700,00

Zuschüsse Jobticket 46.299,02 35.893,97

Kfz-Gestellung 10.424,96 10.932,48

Pauschale Steuern für Arbeitnehmer 3.358,94 3.421,35

Vermögenswirksame Leistungen 1.612,30 1.561,07

Gehälter Praktikanten 5.251,57 4.552,21

Sonstiges 2.631,92 2.303,54
5.552.055,90 4.670.283,21

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung € 1.309.154,86

2023 € 1.160.529,94

2024 2023

€ €

Gesetzliche soziale Aufwendungen 1.001.355,55 889.005,99

Altersversorgung 288.645,06 260.003,99

Berufsgenossenschaft 19.154,25 11.519,96
1.309.154,86 1.160.529,94
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Zusammensetzung: 

 
 

 

  
 

 
 

Die periodenfremden Aufwendungen des Berichtsjahres resultieren aus zurückgeforderten 

Fördermitteln für zwei abgeschlossene Projekte namens „Geodaten“ und „Usability Design“, 

aufgrund einer nachträglichen Anpassung der Fördermittelquote, die aus Sicht der Gesell-

schaft strittig ist. 

 

 
 

Die Zinserträge resultieren aus der Auflösung von Rückstellungen, die 2023 für Zinsen auf die 

unter Anlage 6 Nr. 9 und an anderen Stellen genannten Umsatzsteuernachzahlungen für die 

Jahre 2013 bis 2022 gebildet wurden. 

  

6. Abschreibungen auf immaterielle

Vermögensgegenstände des Anlage-
vermögens und Sachanlagen € 263.363,84

2023 € 320.270,73

2024 2023

€ €

Abschreibung auf immaterielle Vermögensgegenstände 44.045,00 134.730,00

Abschreibung auf Sachanlagen 205.343,24 162.928,58

Abschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter 13.975,60 22.612,15

263.363,84 320.270,73

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen € 2.839.058,17

2023 € 2.855.347,06

Zusammensetzung:

2024 2023

€ €

Aufwand aus Zuführung Sonderposten

     - für Investitionszuschüsse 298.354,84 680.910,91

     - für Dauerschuldverhältnisse 302.993,54 208.657,41

EDV und Telekommunikation 655.490,90 580.490,94

Fremdleistungen für die GmbH 382.340,36 356.132,77

Miete für Büroräume 382.594,64 317.185,16

Nebenkosten der Büroräume 264.919,78 240.145,82

Personalbezogene Sachausgaben 233.164,76 239.519,98

Beiträge und Repräsentation 111.781,13 121.981,12

Reisekosten 72.575,90 51.560,41

Geschäftsbedarf 47.995,07 41.858,12

Haltung von Dienstfahrzeugen 19.147,25 16.904,42

Periodenfremde Aufwendungen 67.700,00 0,00
2.839.058,17 2.855.347,06

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge € 18.211,00

2023 € 0,00
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Die hohen Zinsaufwendungen in 2023 resultierten insbesondere aus Zinsen für Umsatzsteu-

ernachzahlungen für die Jahre 2013 bis 2022. 
 
 

  
 

 

  
 

 

  
 

Die sonstigen Steuern in 2023 beinhalteten Aufwendungen für Umsatzsteuerkorrekturen für 

die Jahre 2013 bis 2023.  

 

 

  

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen € 1.723,57

2023 € 72.314,74

10. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag € 533,67

2023 € 39.586,49

11. Ergebnis nach Steuern € 0,00

2023 € 284.213,12

12. Sonstige Steuern € 0,00

2023 € 284.213,12

13. Jahresüberschuss € 0,00

2023 € 0,00
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Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 Haushalts-
grundsätzegesetz 
 

Für die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-

hältnisse nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) legen wir den Fragenkatalog zu-

grunde, der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) in der entsprechen-

den berufsständischen Verlautbarung (IDW PS 720 i.d.F. vom 9. September 2010) veröffent-

licht worden ist. 

 

I. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
 

Fragenkreis 1: 

 

Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte Of-

fenlegung der Organbezüge 

 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan 

für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus 

schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Ge-

schäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen 

diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

 

Nach unserer Feststellung ist die grundsätzliche Verteilung der Aufgaben und die Ein-

bindung des Überwachungsorgans im Gesellschaftsvertrag sachgerecht geregelt. Mit 

Beschluss des Aufsichtsrats vom 2. Dezember 2022 wurde die Geschäftsordnung für 

den Aufsichtsrat sowie eine Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung neu gefasst 

und damit an die Vorgaben des Landes angepasst. 

 

Gemäß §15 Abs. 7 des Gesellschaftsvertrags besteht die Verpflichtung, dass eine Ge-

schäftsordnung für den Beirat aufgestellt und vom Aufsichtsrat genehmigt wird. Eine ent-

sprechende Geschäftsordnung lag bis zum Zeitpunkt der Prüfung noch nicht vor. 

 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 

wurden Niederschriften hierüber erstellt? 

 

Der Aufsichtsrat hat im Berichtsjahr viermal getagt. Eine reguläre Gesellschafterver-

sammlung hat im Berichtsjahr einmal getagt.  

 

Es wurden Niederschriften erstellt, die uns vorlagen. 

 

 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5 

AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

 

Der Geschäftsführer ist seit 2021 Mitglied des Aufsichtsrates der hvv Hamburger Ver-

kehrsverbund GmbH (hvv). 
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d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 

individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufge-

teilt nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfris-

tiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

 

Im Anhang des Jahresabschlusses werden entsprechend den gesetzlichen Vorgaben 

für große Kapitalgesellschaften nach § 285 Nr. 9 HGB die Organbezüge der Geschäfts-

führung genannt.  

 

Wir weisen darauf hin, dass die Bezüge des Geschäftsjahres eine Sonderzahlung in 

Höhe T€ 26 beinhalten. Diese resultieren aus einer Zahlung im Zusammenhang mit den 

fehlerhaften Umsatzsteuererklärungen der Jahre 2020-2023, die durch die Geschäfts-

führung persönlich zu leisten war und durch die Gesellschaft übernommen wurde. 

 

 

II. Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentari-
ums 

 

Fragenkreis 2: 

 

Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisati-

onsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei-

ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprü-

fung? 

 

Es gibt ein Organigramm, einen Stellenplan, einen Geschäftsverteilungsplan und eine 

Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung, die regelmäßig aktualisiert werden.  

 

 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan ver-

fahren wird? 

 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, die darauf hindeuten, dass nicht nach dem 

Aufgabenverteilungsplan verfahren wird. 

 

 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 

dokumentiert? 

 

Neben den allgemein üblichen Kontrollen im Geschäftsverkehr (inklusive Verpflichtungs-

erklärung bei Einstellung) durch die Geschäftsführung ist vorgesehen, dass alle Mitar-

beiter*innen einmal jährlich eine entsprechende Schulung zur Korruptionsprävention ab-

solvieren. Entsprechende Schulungen wurden am 18. März 2024, am 16. September 

2024 und am 19. November 2024 durchgeführt. Im Rahmen unserer Prüfung konnten 

keine Abweichungen von den Vorgaben festgestellt werden. 
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d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-

dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Perso-

nalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 

dass diese nicht eingehalten werden? 

 

Ja, es gibt Regelungen, wer welche Aufträge erteilen darf, wer bei welcher Art von 

Schreiben/Entscheidungen zustimmen darf. Es haben sich keine Anhaltspunkte erge-

ben, dass diese nicht eingehalten werden. 

 

 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücks-

verwaltung, EDV)? 

 

Es besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen in Form von Papierak-

ten. Es wird mittel- bis langfristig empfohlen, ein digitales Datenmanagementsystem auf-

zubauen, in dem auch die Dokumentation von Vertragsdaten erfolgt. Erste Maßnahmen 

zur Aufnahme des aktuellen Prozesses sowie zu möglichen Handlungsgrenzen wurden 

auskunftsgemäß im Berichtsjahr eingeleitet. 

 

 

Fragenkreis 3: 

 

Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 

 

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-

schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Pro-

jekten - den Bedürfnissen des Unternehmens? 

 

Die Planung wird einmal jährlich erstellt und im Rahmen von zwei Forecasts zum Halb-

jahr sowie nach dem 3. Quartal aktualisiert. Das Planungswesen entspricht den Bedürf-

nissen des Unternehmens. 

 

 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

 

Es erfolgt ein regelmäßiger Soll/Ist- Vergleich im Rahmen von Quartalsberichten sowie 

zwei Forecasts.  

 

 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe 

und den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

 

Das Rechnungswesen wird durch einen Steuerberater hinsichtlich der Buchhaltung so-

wie der Aufstellung des Jahresabschlusses unterstützt. Das Rechnungswesen ein-

schließlich der Kostenrechnung entspricht der Größe und auch den Anforderungen des 

Unternehmens. 
  



Anlage 7/Seite 4 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Li-

quiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

 

Das Finanzmanagement wird durch Mitarbeiter*innen der Gesellschaft durchgeführt und 

beinhaltet laufende Liquiditätskontrollen und, sofern erforderlich, eine Überwachung von 

verfügbaren Kreditlinien.  

 

 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und ha-

ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht ein-

gehalten worden sind? 

 

Es besteht kein zentrales Cash-Management. 

 

 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt wer-

den? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende For-

derungen zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

 

Die Sicherstellung der vollständigen und zeitnahen Rechnungsstellung erfolgt über das 

Rechnungswesen und Controlling der Gesellschaft. Das Mahnwesen basiert lediglich 

auf den Quartalsberichten und wird aufgrund der Größe und der besonderen Struktur 

der Kreditoren der Gesellschaft für ausreichend erachtet.  

 

 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und 

umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

 

Ja. Es werden regelmäßig Vergleiche zwischen Ist-Zahlen aus DATEV und den Soll- 

Zahlen aus dem Wirtschaftsplan durchgeführt.  

 

Angesichts des deutlich gestiegenen Aufgabenvolumens und einer in Konsequenz deut-

lich gestiegenen Anzahl der Mitarbeiter*innen von durchschnittlich 86,7 Vollzeitäquiva-

lenten wird auch eine entsprechende Erweiterung der allgemeinen Verwaltung, u.a. zur 

Sicherung der Einhaltung von zentralen Vorschriften empfohlen.  

 

 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Über-

wachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesent-

liche Beteiligung besteht? 

 

Es bestehen keine Tochterunternehmen. Seit dem Geschäftsjahr 2021 ist die NAH.SH 

mit einem Minderheitsanteil an der Deutschlandtarifverbund-GmbH beteiligt.  
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Fragenkreis 4: 

 

Risikofrüherkennungssystem 

 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale defi-

niert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken 

rechtzeitig erkannt werden können? 

 

Nach unseren Feststellungen sind aufgrund der Größe und Struktur des Unternehmens 

die kurzfristige Erfolgsrechnung und die Planüberwachung ausreichend.  

 

Bestandsgefährdende Risiken bestehen nicht. Es wird auf die Einhaltung und die lau-

fende bedarfsbezogene Aktualisierung der Finanzierungsvereinbarungen geachtet. 

 

 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? 

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt wer-

den? 

 

Nach unseren Feststellungen ja, vgl. 4 a). 

 

 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

 

Diese Maßnahmen sind ausreichend, u.a. über Quartalsberichte, dokumentiert. 

 

 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch 

mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funk-

tionen abgestimmt und angepasst? 

 

Wir verweisen auf unsere Ausführungen unter 4 a). 

 

 

Fragenkreis 5: 

 

Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

 

Da die Gesellschaft keine derartigen Geschäfte abgeschlossen hat und dies auch nicht 

beabsichtigt wird, trifft dieser Fragenkreis auf die Gesellschaft nicht zu. Auf die Wieder-

gabe der einzelnen Teilfragen haben wir aus Gründen der Übersichtlichkeit verzichtet. 
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Fragenkreis 6: 

 

Interne Revision 

 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende In-

terne Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird 

diese Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

 

Eine Interne Revision besteht nicht und ist aufgrund der Unternehmensgröße auch nicht 

notwendig. Auf die Wiedergabe der weiteren Teilfragen haben wir aus Gründen der 

Übersichtlichkeit entsprechend verzichtet. Mögliche Risiken für die Gesellschaft selbst 

sowie in den aktuellen Prozessen werden von der Geschäftsführung regelmäßig aufge-

nommen. 

 

 

III. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 
 

Fragenkreis 7: 

 

Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Ge-

schäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-

chungsorgans 

 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-

chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen 

nicht eingeholt worden ist? 

 

Die zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäfte werden in der Geschäftsanweisung für die 

Geschäftsführung geregelt. Anhaltspunkte, dass die vorherige Zustimmung für zustim-

mungspflichtige Rechtsgeschäfte und Maßnahmen nicht eingeholt worden sind, haben 

sich nicht ergeben. 

 

 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-

wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

 

Es wurden keine derartigen Kredite gewährt. 

 

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maß-

nahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen 

vorgenommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

 

Bei unserer Prüfung haben sich diesbezüglich keine Anhaltspunkte ergeben. 
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d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 

Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Be-

schlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

 

Hierzu haben sich nach unseren Feststellungen keine Anhaltspunkte ergeben. 

 
 

Fragenkreis 8: 

 

Durchführung von Investitionen 

 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, 

immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung 

auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

 

Alle Investitionen werden angemessen im Rahmen des Wirtschaftsplans geplant. 

 

 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-

mittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des 

Preises zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken 

oder Beteiligungen)? 

 

Im Rahmen unserer Prüfung ergaben sich keine Anhaltspunkte für unzureichende Un-

terlagen zur Preisermittlung. 

 

 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen lau-

fend überwacht und Abweichungen untersucht? 

 

Die Überwachung erfolgt vor allem über die Auswertungen im Rahmen der Quartalsbe-

richte. Weitere Maßnahmen werden aufgrund des bestehenden Umgangs mit Investitio-

nen nicht für erforderlich erachtet. 

 

 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen er-

geben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

 

Bei unserer Prüfung haben wir keine Überschreitungen festgestellt. 

 

 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge 

nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

 

Bei unserer Prüfung ergaben sich diesbezüglich keine Hinweise. 
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Fragenkreis 9: 

 

Vergaberegelungen 

 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen 

(z.B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

 

Die NAH.SH ist eine öffentliche Auftraggeberin gemäß § 99 Nr. 2 GWB und hat daher 

bei Auftragsvergaben oberhalb der EU-Schwellenwerte die §§ 97-186 GWB i. d. F. des 

VergRModG und die VgV i. d. F. des VergRModG zu beachten. Bei der Vergabe von 

Bauleistungen oberhalb des EU-Schwellenwertes ist die VOB/ A- EU 2016 anzuwenden. 

 

Mit der Bekanntmachung der EU-Verordnung 2023/2495 im Amtsblatt der Europäischen 

Union zur Änderung der Richtlinie 2014/24/ EU am 15. November 2023 betragen die 

EU-Schwellenwerte für Bauaufträge € 5.538.000 und für Liefer- und Dienstleistungsauf-

träge € 221.000. Beide Schwellenwerte waren bis zum 31. Dezember 2024 gültig. 

 

Als öffentliche Auftraggeberin im Sinne des § 99 Nr. 2 GWB hat die NAH.SH das VGSH 

(Vergabegesetz Schleswig- Holstein), das am 1. April 2019 in Kraft getreten ist, zu be-

achten. Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen ist danach die Verfahrensordnung 

für die Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge unterhalb der EU- 

Schwellenwerte (Unterschwellenvergabeordnung - UVgO) in der Fassung vom 2. Feb-

ruar 2017 sowie die VOB, Abschnitt 1 der VOB/ A 2016 anzuwenden. 

 

Zudem hat die NAH.SH die am 1. April 2019 in Kraft getretene Landesverordnung über 

die Vergabe öffentlicher Aufträge (Schleswig-Holsteinische Vergabeverordnung - 

SHVgVO) zu beachten. In der SHVgVO ist geregelt, inwieweit einzelne Auftraggeber von 

der Anwendung einzelner Normen der UVgO und der VOB/ A ausgenommen werden 

oder abweichende Regelungen getroffen werden. Des Weiteren werden Wertgrenzen 

für öffentliche Aufträge bestimmt, unterhalb derer die UVgO oder die VOB/ A nicht an-

zuwenden sind oder eine Beschränkte Ausschreibung, eine Verhandlungsvergabe oder 

eine Freihändige Vergabe zulässig ist. 

 

Unsere in Stichproben durchgeführte Prüfung von im Berichtsjahr vergebenen Aufträgen 

bezog sich auf die ordnungsgemäße Dokumentation und Durchführung des vorgeschrie-

benen Vergabeverfahrens und konnte ohne Feststellungen abgeschlossen werden. 

 

Es haben sich keine Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen 

ergeben. Wir weisen allerdings darauf hin, dass die Vergabelisten zur Zeit manuell er-

stellt werden, wir empfehlen auch hier, die Vergaben in einem digitalen Datenmanage-

mentsystem zu integrieren.  
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Schulungen zu den vergaberechtlichen Vorschriften finden für alle neu eingestellten Mit-

arbeiter*innen im Rahmen des Onboardings statt, die von der Justiziarin der NAH.SH 

durchgeführt wurden. Die entsprechende Dienstanweisung inkl. Mustervorlage wird lau-

fend aktualisiert. Entsprechende Teilnehmerlisten konnten uns vorgelegt werden.  

 

 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurren-

zangebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

 

Ja. 

 

 

Fragenkreis 10: 

 

Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

 

Nach den uns vorgelegten Protokollen fanden im Geschäftsjahr vier Aufsichtsratssitzun-

gen statt. Die Geschäftsleitung hat jeweils berichtet. Seit dem Geschäftsjahr 2020 wer-

den zusätzlich Quartalsberichte regelmäßig erstellt. 

 

 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernberei-

che? 

 

Die Berichte vermitteln einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unter-

nehmens. 

 

 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und 

zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht 

ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositi-

onen oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

 

Die Berichterstattung durch die Geschäftsführung ist fester Bestandteil der Aufsichts-

ratssitzungen. Im Geschäftsjahr hat es keine entsprechenden ungewöhnlichen, risiko-

reichen oder nicht ordnungsgemäß abgewickelten Geschäftsvorfälle gegeben.  

 

 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan 

auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

 

Derartige Berichte sind im Berichtsjahr auskunftsgemäß nicht angefordert worden.  
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 

AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend 

war? 

 

Nein. 

 

 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt verein-

bart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwa-

chungsorgan erörtert? 

 

Nein. Allerdings wurde durch einen unabhängigen Sachverständigen ein Risikoprofil der 

operativen Geschäftstätigkeit der Gesellschaft erstellt, welches als Entscheidungsgrund-

lage für eine mögliche D&O-Versicherung dienen kann. 

 

 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan 

offengelegt worden? 

 

Nach unseren Feststellungen lagen keine derartigen Konflikte vor. 

 

 

IV. Vermögens- und Finanzlage 
 

Fragenkreis 11: 

 

Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermö-

gen? 

 

In wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen besteht 

nicht. 

 

 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

 

Die Gesellschaft verfügt über keine Bestände. 

 

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich 

zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 

Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

 

Nein. 
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Fragenkreis 12: 

 

Finanzierung 

 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquel-

len zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen 

Investitionsverpflichtungen finanziert werden? 

 

Das Unternehmen wird im Wesentlichen über Eigenkapital und Zahlungen des Gesell-

schafters Land Schleswig-Holstein finanziert. 

 

Investitionen werden durch Zuschüsse des Landes finanziert. Es bestehen zum Ab-

schlussstichtag keine wesentlichen Investitionsverpflichtungen. 

 

 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

 

Es liegt keine Konzernstruktur vor. 

 

 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Ga-

rantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 

die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht be-

achtet wurden? 

 

Nach unseren Feststellungen hat die NAH.SH in 2024 Zuschüsse in Höhe von T€ 10.576 

(netto) erhalten (davon Land T€ 8.692; Kreise/kreisfreie Städte T€ 420; Bund T€ 1.464). 

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die damit 

verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden.  

 

 

Fragenkreis 13: 

 

Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-

ausstattung? 

 

Es besteht eine angemessene Eigenkapitalausstattung. Die Finanzierung der Gesell-

schaft erfolgt insbesondere über die Kostenerstattungspflicht des Landes aufgrund des 

Aufgabenübertragungs- und Geschäftsbesorgungsvertrags. 
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b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) 

mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

 

Aufgrund der vertraglichen Regelungen sind Überschüsse an das Land zurückzuzahlen; 

daher ergibt sich kein Gewinn und keine Gewinnverwendung. 

 

 

V. Ertragslage 
 

Fragenkreis 14: 

 

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-

ten/Konzernunternehmen zusammen? 

 

Das Betriebsergebnis wird nicht nach Betriebszweigen getrennt. 

 

 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

 

Nein. 

 

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leis-

tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern 

eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

 

Während unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass unangemes-

sene Konditionen bei wesentlichen Kredit- oder Leistungsbeziehungen mit den Gesell-

schaftern vereinbart wurden. 

 

 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

 

Konzessionsabgaben sind durch die Gesellschaft nicht zu leisten. 
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Fragenkreis 15: 

 

Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 

Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

 

Im Berichtsjahr wurden keine verlustbringenden Geschäfte vorgenommen. Für alle über-

nommenen Aufgaben ist eine Übernahme der Aufwendungen durch die Gesellschafter 

vorgesehen. 

 

 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um wel-

che Maßnahmen handelt es sich? 

 

Wir verweisen auf unsere Ausführungen unter 15 a). 

 

 

Fragenkreis 16: 

 

Ursachen des Jahresfehlbetrags und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage 

 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

 

Aufgrund der Finanzierung der übernommenen Aufgaben durch die Gesellschafter 

wurde kein Jahresfehlbetrag realisiert. 

 

 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage 

des Unternehmens zu verbessern? 

 

Wir verweisen auf unsere Ausführungen unter 16 a). 



Verwendungsnachweis 2024
Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH)

Wertangaben in T€ netto (ohne USt) Stand: 31.03.2025

Nr. Bezeichnung

WP

2024

IST

2024

Abweichung

IST/Plan

IST/

Plan in

%

1. Einnahmen

1.1 Finanzierungszuschuss 10.573,9 10.573,9 0,0 100%

1.1.1 davon Kostenerstattung gem. AÜV vom Land S.-H. 10.153,7 10.153,7 0,0 100%

1.1.2 davon aus der Finanzierungsverordnung 420,2 420,2 0,0 100%

1.2 Sonstige Einnahmen 0,0 97,7 97,7

1.3 Einnahmen mit Projektbezug

1.3.1 Kostenerstattung Fahrzeugcontrolling 609,1 611,0 1,8 100%

1.3.2 Beratungsleistungen Kreise / Städte 544,6 340,7 -203,9 63%

1.3.2.1 davon (bisher) Einzelaufträge 44,9 60,2 15,3 134%

1.3.2.2 davon (neu) Leistungsvertrag Kreise (KPMG 2) 209,1 0,0 -209,1 0%

1.3.2.3 Qualitätsmanagementsystem Bus 290,6 280,5 -10,1 97%

1.3.3 Zuwendungen vom Bund (BMDV) 2.326,4 1.464,2 -862,2 63%

1.3.3.1 davon für Schiffsleitsystem 118,2 49,7 -68,5 42%

1.3.3.2 davon für SMILE24 2.208,2 1.414,5 -793,7 64%

1.3.4 Zuwendungen vom Land S.-H. für SMILE 24 859,1 421,0 -438,1 49%

1. Summe Einnahmen 14.913,1 13.508,5 -1.404,6 91%

2. Ausgaben

2.1 Fremdleistungen mit direktem Projektbezug

2.1.1 Externe Beratungsleistungen Kreise / Städte 9,3 23,2 13,9 249%

2.1.2 Erhebungsleistungen Bus QMS 191,9 162,9 -29,0 85%

2.1.3 Fremdleistungen für Projekte mit Bundesförderung 3.063,3 2.020,5 -1.042,8 66%

2.1.3.1 davon für Schiffsleitsystem 155,3 62,5 -92,8 40%

2.1.3.2 davon für SMILE24 2.908,0 1.958,0 -950,0 67%

2.1.4 Sonstige Fremdleistungen Verbund 20,0 10,2 -9,8 51%

2.1 Summe Fremdleistungen mit Projektbezug 3.284,6 2.216,8 -1.067,8 67%

2.2 Personalausgaben

2.2.1 Stammpersonal (inkl. Kundendialog) 6.330,5 5.726,4 -604,2 90%

2.2.2 Flexibles Projektpersonal 759,1 776,7 17,6 102%

2.2.3 Auszubildende/ IBS- u.Werkstud./ Praktika 297,6 358,2 60,6 120%

2.2 Summe Personalausgaben 7.387,2 6.861,2 -526,0 93%

2.3 Verwaltungsausgaben

2.3.1 Miete für Büroräume 346,0 382,6 36,6 111%

2.3.2 Nebenkosten der Büroräume 245,3 264,9 19,6 108%

2.3.3 EDV und Telekommunikation 699,0 682,9 -16,2 98%

2.3.4 Beiträge und Repräsentation 153,3 111,8 -41,5 73%

2.3.5 Haltung von Dienstfahrzeugen 23,7 19,1 -4,6 81%

2.3.6 Reisekosten 86,1 72,6 -13,5 84%

2.3.7 Personalbezogene Sachausgaben 400,6 233,2 -167,4 58%

2.3.8 Geschäftsbedarf 69,5 48,0 -21,5 69%

2.3.9 Fremdleistungen für die GmbH 1.058,5 382,3 -676,2 36%

2.3 Summe Verwaltungsausgaben 3.082,1 2.197,4 -884,7 71%

2.4 Investitionen

2.4.1 Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungs-

gegenständen

1.149,2 298,4 -850,8 26%

2.3+2.4 Summe Sachausgaben 4.231,3 2.495,7 -1.735,6 59%

2.5 Zinsen und Steuern 10,0 -16,0 -26,0 -160%

2.6 Periodenfremde Ausgaben 0,0 67,7 67,7

2. Summe Ausgaben 14.913,1 11.625,5 -3.287,6 78%

Saldo Rückzahlung Berichtsjahr 0,0 1.883,0 1.883,0

12.082,9 9.842,1
Informativ: Kostenerstattung gem. AÜV, Haushalts-Titel 671 01, brutto

(Pos. 1.1.1 abzgl. Saldo zzgl. 19% Ust)
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1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist.
(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform.
(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-

-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen.
(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

 
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-

enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
-

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
-

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 

-

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-

 
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,
b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,
c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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